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Vorwort 

Der Ausschuß für Finanzwissenschaft im Verein für Socialpolitik 
hat auf seiner Tagung in Tübingen .im Jahre 1974 erneut Fragen der 
staatlichen Verteilungspolitik behandelt: zwei der während der Ta-
gung diskutierten Referate werden mit dem vorliegenden Band 
veröffentlicht. 

Der Beitra>g von Helmut Schneider Ibeschäftigt sich mit .den Auswir-
kungen unterschiedlicher steuerlicher Maßnahmen auf .die Verteilung 
von Einkommen und Vermögen. Mit Hilfe eines spieltheoretischen An-
satzes versucht der Verfasser zunächst, die Einkommensverteilung in-
nerhalb einer Periode als Ergebnis von Tarifverhandlungen zu bestim-
men. Die Investitionen und damit das wirtschaftliche Wachstum erge-
ben sich aus dem Streben der Unternehmen, ihren {Gesamt-}Gewinn 
über ihren Planungszeitraum zu maximieren. In .dieses Problem der 
dynamischen Programmierung :geht als Nebenbedingung die Bestim-
mung der Einkommensverteilung ein. Im Anschluß daran vergleicht der 
Verfasser die verteilungspolitischen Wirkungen einer einmaligen Vermö-
gensabgabe mit denen laufender Vermögen-, Einkommen- und Umsatz-
steuern. Unter den strengen Voraussetzungen, die seinem Ansatz zu-
grunde liegen, kommt er zu dem Ergebnis, daß der Staat, langfristig 
gesehen, die Verteilung nicht durch die Erhebung einmaliger Vermö-
gensabgaben, sondern nur mit Hilfe Laufender Steuern beeinflussen 
kann, wobei die oben genannten Steuern unterschiedliche 'Wirkungen 
auf das Wachstum und die Stabilität des Systems zeitigen. 

In dem folgenden Beitrag versucht Norbert Andel die Verteilungs-
wirkungen der Gesetzlichen Krankenversicherung in der Bundesrepu-
blik Deutschland (GKV) mit Hilfe ·eines differentiellen Ansatzes zu er-
mitteln. Auf der Basis der für das Jahr 1971 'vorliegenden Angaben 
erfaßt er die Abweichungen, die sich zwischen den Beitragszahlungen 
einerseits und den - je nach Alter, Geschlecht und Familienstand -
variierenden Leistungen andererseits im bestehenden System im Ver-
gleich zu einer Krankenversicherung mit risikoadäquaten Beiträgen er-
geben. Es zeigt sich, daß diese Abweichungen unter verteilungspoliti-
schen Wirkungen nicht durchweg positiv zu beurteilen sind. In einem 
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6 Vorwort 

abschließenden Teil entwickelt er verschiedene Vorschläge, mit denen 
- bei grundsätzlicher Bejahung einer Umverteilung im Rahmen der 
GKV - die verteilungspolitische Effizienz des Systems verbessert wer-
den könnte. 

Kronberg, im Dezember 1974 
Wilhelmine Dreißig 
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Tarifverhandlungen, wirtschaftliches Wachstum 
und staatliche Umverteilungspolitik* 

Die Eignung von Steuern als Instrumente fiskalischer Umverteilungs-
politik, wenn die Lohneinkommen in Tarifvel'handlungen und die 

Investitionen von den Unternehmen mit Hilfe der dynamischen 
Programmierung bestimmt werden 

Von Helmut Schneider, ,Zürich 

I. Einleitung 

!Ziel der folgenden Ausführungen ist die Überprüfung der Behaup-
tung, -einmalige Vermögensabgaben seien als Instrument staatlicher Ver-
mögensumverteilungspoliHk 'ungeeignet im Gegensatz zu laufenden 
Yermögen- und Einkommensteuern. 

Diese Behauptung wird durch die folgenden Ausführungen zwar he-
stätigt werden, sie sind aber mindestens aus zwei Gründen nicht über-
flüssig: Einmal ergeben sich interessante methodische Aspekte ,bei der 
Analyse dynamischer Probleme, zum anderen ist die übliche Begrün-
dung der (langfristigen) Unwirksamkeit einmaliger Vermögenswbgaben 
nicht ganz schlüssig. An dieser Stelle soll nur auf das letztere einge-
gangen werden: 

Bei :gegebenen Spargewohnheiten Ibestimmt die iEinkommensvertei-
lung die Verteilung des Vermögenszuwachses und darüber - lang-
fristig - die Vermögensverteilung. :Es ist zu erwarten, daß im Zeita'b-
lauf die Bedeutung der ursprünglichen Vermögensverteilung immer 
stärker abnimmt. Insoweit läßt sich die oben angeführte These leicht 
ableiten. 

Nun ist aber die Einkommensverteilung nicht unabhängig von der 
Vermögensverteilung. Nicht nur ,bestimmt die Vermögensverteilung die 
Verteilung des Zinseinkommens, es gibt noch einen weiteren Zusam-
menhang: E. Preiser1 hat die Vermutung geäußert, das (Arbeits-) Ein-

* Den Mitgliedern des Finanzwissenschaftlichen Ausschusses, des Ausschus-
ses für Unternehmenstheorie und -politik und meinen Assistenten danke ich 
für hilfreiche Kritik (der vorläufigen Fassungen) dieses Beitrags; nur die ver-
bliebenen Fehler habe ich ohne Unterstützung selbst begangen. 

1 E. Preiser, Besitz und Macht in der Distributionstheorie, abgedruckt in 
E. Preis er, Bildung und Verteilung des Volkseinkommens, 2. durchgesehene 
und erw. Aufl., Göttingen 1961, S. 227 - 246. 
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10 Helmut Schneider 

kommen eines Wirtschaftssubjektes sei deshalb positiv mit seinem Ver-
mögen korreliert, weil es Ibeieinem höheren Vermögen eine günstigere 
Verhandlungsposition habe, ihm ungünstig erscheinende Gehaltsange-
bote daher leichter ablehnen und auf günstigere warten könne. 

Will man diesen letzteren Aspekt 'berücksichtigen, muß die Gren~­
produktivitätstheorie der Faktorentlohnung ·verlassen werden2• Es bietet 
sich an, die Lohnsätze aus den Tarifverhandlungen ;zu erklären: Die 
Annahme eines bilateralen Monopols auf dem Arbeitsmarkt ist zwei-
fellos realistischer als diejenige der vollkommenen Konkurrenz. 

IEs wird daher unsere Aufgabe sein, im 2. Abschnitt die Einkommens-
und Vermögensverteilung zu bestimmen, die sich aus der Lohnbildung 
in Tarifverhandlungen ergibt. Dazu ist es nicht nur notwendig, einen 
kUI1Zen Abriß der Verhandlungstheorie zu ,geben, vielmehr muß auch 
das wirtschaftliche Wachstum erklärt werden, da die Einkommensver-
teilung - und die Vermögensverteilung - von der Investitionstätig-
keit3 und ihrer Finanzierung albhängt. Dieses geschieht dadurch, daß ein 
Kontrollproblem für die Unternehmt!r formuliert wird, in dem die In-
vestitionen und ihre Finarulierung die Steuerungsvariablen .sind. 

Im 3. Abschnitt wird die Wirksamkeit einzelner Instrumente der fis-
kalischen Vermögensumverteilungspolitik untersucht. Für unsere Fra-
gestellung genügt es, sich auf die Umverteilungspolitik mittels Steuern 
und Transferzahlungen zu konzentrieren; es interessiert!n in diest!m 
Zusammenhang nicht die Umverteilungswirkungen staatlicher Maß-
nahmen, die aus anderen Gründen - wie z. B. zur Versorgung der 
Bevölkerung mit "öffentlichen Gütern", zur Konjunktursteuerung usw. 
- ergriffen werden. 

Da oben behauptet wurde, t!inmalige Umverteilungsmaßnahmen 
seien - im Gegensatz iZU den laufenden - auf Dauer ungeeignet, muß 
diejenige Vermögensverteilung bestimmt werden, die sich letzten Endes 
einstellt. -Das erzwingt nicht nur die Annahme, daß die Vermögensver-
teilung überhauptzueint!'ffi bestimmten Grenzwert konvergiert, son-
dern auch die Annahme stetigen Wachstums. Auf die hiermit zusam-
menhängenden Probleme wird unten im einzelnen eingegangen werden. 

2, Vgl. dazu J. E. Stiglitz, Distribution of Income and Wealth Among In-
dividuals, Econometrica 37 (1969), S. 382 - 397 und die dort angegebene Lite-
ratur; G. Krause-Junk, Zur Theorie des distributiven Marktversagens; in: 
ÖffentliChe Finanzwirtschaft und Verteilung II, SChriften des Vereins für 
Socialpolitik, N. F., Bd. 751II, Berlin 1975, S. 33 ff. 

3 Vgl. dazu N. Kaldor, Alternative Theories of Distribution, Review of 
Economic Studies 23 (1956), S. 83 - 100; E. Scheele, Die makroökonomische 
Theorie der Einkommensverteilung, JahrbuCh für SozialwissensChaft 13 (1962), 
S. 333 ff. gibt einen überblick über diesen Problemkreis. 
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Tarifverhandlungen, Wachstum und Umverteilungspolitik 11 

11. Einkommens- und Vermögensverteilung als 
Ergebnis eines Verhandlungsspieles 

1. Die Tarifverhandlungen 

Es ist nicht das Ziel der folgenden Ausführungen, alle theoretischen 
Ansätze zur Ableitung einer Verhandlungslösung darzustellen, vielmehr 
soll die Struktur solcher Modelle möglichst einfach herausgearbeitet 
werden. Es erleichtert vielleicht das Verständnis, wenn man von den 
LohnveI'lhandlungen zwischen einem einzigen Unternehmen und einer 
GeweI1kschaft für eine bestimmte Periode ausgeht. 

Zur Darstellung benutzen wir zunächst die Erweiterung der Hicks-
schen Theorie der Lohnbildung durch Bishop4. 

Seien Go, Lo die Gewinn- und Lohneinkommen in der Ausgangs-
periode. In der laufenden Periode 1 mögen Lohnverhandlungen statt-
finden mit dem Ziel, denjenigen Teil der Wertschöpfung zu verteilen, 
der nicht Zinszahlungen darstellt: 

(2.1) 

L 

G1 + L1 = Y 1 - zF 1; z = Zinssatz für Fremdkapital 
F = Fremdkapital 

,Es wird angenommen, daß die Gewerkschaft als Vertreter der Lohn-
~mpfänger auftritt, so daß wir diese Verhandlungen als Zwei-Perso-
nen-Spiel auffassen können und daß beide Spieler an der Maximierung 

4 J. R. Hicks, The Theory of Wages, London 1932; R. L. Bishop, A Zeuthen-
Hicks Theory of Bargaining, Econometrica 32 (1964), S. 410 - 417. 
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12 Helmut Schneider 

von Y - zF interessiert sind und insoweit koopederen, Y - zF also (im 
spieltheoretischen Sinn) Pareto-optimal ist; in diesem Fall liegt - wie 
aus der Theorie des :bj,latel"alen Monopols bekannt -die Produktion Y 
und damit die Beschäftigung fest. 

Wir wollen annehmen, der Unternehmer habe A, die Gewerkschaft B 
als Verteilung von Y1 - ZF1 :vo~geschlagen5. Nachdem beide Angebote 
"auf dem Tisch" liegen, sie offensichtlich unvereinbar miteinander sind, 
müssen beide Spieler über ihr weiteres Vorgehen entscheiden. Wir 
wollen das für den Unternehmer darstellen; er hat drei Möglichkeiten: 

(1) er nimmt B an, damit sind die Tarifverhandlungen bereits abge-
schlossen; 

(2) er besteht auf A und riskiert einen Streik; 

(3) er macht ein neues Angebot C. 

Betrachten wir zuerst die heiden ersten Alternativen. Nimmt der 
Unternehmer B an, dann hat er mit Sicherheit höhere Lohnkosten, aber 
auch mit Sicherheit den Gewinn Gf. Besteht die Periode 1 z. Ho aus T 
"Monaten", dann können wir ohne Verlust an Allgemeingülti.gkeit von 
einem :Einkommen in Höhe von \(TG~, TLf) ausgehen. - Besteht der 
Unternehmer ,auf A, riskiert er einen Streik Wenn während a "Monaten" 
gestreilkt wird {a < T), nach dem - erfolglosen - Streik A von der Ge-
werkschaft alkezptiert wird, dann ist der Gesamtgewinn in Periode 1 

A 
- 0 zF + (T - 0) G1 

Ob der Unternehmer B akzeptiert oder auf A beharrt, hängt ab von 

(2.2) - 0 zF + (T - 0) Gt ~ TG~ 

vorausgesetzt, der Unternehmer ist lediglich an einem möglichst gro-
ßen Gesamteinkommen in dieser Periode interessiert. 

Die Schwierigkeit bei dieser iEntscheidung liegt in dem Abschätzen 
von o. Hierzu kann der Unternehmer folgende überlegung anstellen: 
Die Gewerkschaft wird es nur zu einem Streik kommen lassen, wenn 
sie der überzeugung ist, der Unternehmer müsse nacll Ablauf des 
Streiks B akzeptieren. Das gesamte Lohneinkommen ist in diesem 'Fall 

B (T - 0) L 1 

5 Es ist, wie man aus (2.8) bis (2.10) sieht, unerheblich für diese Ableitung, 
daß B senkrecht über und A waagrecht neben (Go, Lo) liegen. Vgl. dazu aber 
J. G. Cross, The Economics of Bargaining, New York, London 1969, S. 42 ff.; 
J. Johnston, A Model of Wage Determination under Bilateral Monopoly, 
Economic Journal 82 (1972), insbes. S. 840 ff. 
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Tarifverhandlungen, Wachstum und Umverteilungspolitik 13 

(während des Streiks ist das Lohneinkommen Null); akzeptiert die Ge-
werkschaft sofort A, dann ist es 

T·Lt 

Sind die Lohnempfänger (nur) an einem möglichst großen Lohnein-
kommen interessiert, hängt ihre Entscheidung ab von 

(2.3) (T - 0) L f?E. TLt 

Aus (2.3) kann der Unternehmer die maximale StreiOObereitschaft der 
Lohnempfänger schätzen: 

(2.4) 

Diese Schätzung kann er in (2.2) einsetzen, nach ,Eliminierung von T 
erhält er 

(2.5) 

J). h. der Unternehmer läßt es auf einen Streik ankommen, wenn in 
(2.5) das >....zeichen gilt; ein Beharren auf A lohnt sich dagegen nicht, 
wenn das <-Zeichen gilt. 

Bevor wir diesen letzten Fall weiter untersuchen, wollen wir eini:ge 
Abkürzungen einführen: Die Lage der Spieler im Konftiktfall beschrei-
,ben wir mit D = (Du, DL), wobei wir D auch als Drohpunkt ,bezeichnen. 
In unserem Beispiel ist D =( - zF,O). - Sei (G, L) irgendeine Vertei-
lung von Yl - zFlauf die Spieler und 

(2.6) Au = G - Du = G + zF 

AL = L - DL = L 

Dann geht (2.5) Üiber in 

(2.7) 

wobei nur das <-Zeichen aus (2.5) übernommen wurde. In diesem Fall 
lohnt es sich für den Unternehmer nicht, auf A zu beharren. Er braucht 
deshalb noch nicht B anzunehmen, sondern kann einen Kompromißvor-
schlag C machen, für den 

(2.8) 

gilt. 
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14 Helmut Schneider 

Sind die Überlegungen des Unternehmers richtig, dann lohnt es sich 
für die Gewerkschaft nicht, auf B zu beharren, sie wird vielmehr einen 
Kompromißvorschlag D machen mit der Eigenschaft 

(2.9) 

Man erkennt, daß das Produkt d,,' dL in jeder Verhandlungsrunde 
erhöht wird. Die Verhandlungen kommen 'zum Abschluß, wenn d,,' dL 
maximiert ist. Die Verhandlungslösung finden wir also durch 

(2.10) 

unter den Bedingungen 

Das liefert 

(2.11) 

LI" = G + zF 
Ll L = L 

Y =G+L+zF 

L=~ 
2 

Y 
G = --2- - zF 

Die hier dargestellte Lösung ist äqu~valent der Schiedsrichterlösung 
von Nash und der Lösung von Zeuthen8• 

Hierzu sind einige Bemerkungen angebracht: 

(1) Die Kassenbestände und die Kreditwürdigkeit der Spieler setzen 
Obergrenzen für die Konfliktdauer, wenn während des Konfliktes 
Zahlungen (die im Existenzminimum notwendigen Konsumausga-
ben, die Zinsz·ahlungen für das Fremdkapital usw.) anfallen. Eigent-
lich müßte z. B. (2.4) daher heißen 

(2.4') ( L~ - Lt v) 
(JA = min T· B ; C ; V = liquidierbares Vermögen der 

Ll L Lohnempfänger, 
CL = minimale Konsumausgaben der 

Lohnempfänger 

Zur Vereinfachung der folgenden Ab1eitungen ist auf die Berück-
sichtigung dieser Restriktionen verzichtet worden. 

(2) Cross hat darauf hingewiesen, daß während der Lohnverhandlun-
gen noch produziert wird, es wird noch nicht gestreikt. " ... we 

6 Vgl. R. L. Bishop, a.a.O. S. 414 ff.; J. Nash, Non-Cooperative Games, in: 
Annals of Mathematics 54 (1951), S. 286 - 295; F. Zeuthen, Problems of Mo-
nopoly, and Economic Warfare, London 1930; ders., Du Monopole Bilaterale, 
Revue d'Economie Politique 47 (1933), S. 1651 - 1670. 
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Tarifverhandlungen, Wachstum und Umverteilungspolitik 15 

maintain that utility differences [hier .du, .dL, H. S.] associated with 
capitulation ... are not relevant in the cons~deration of a conces-
si on ... "7, C,'oss leitet die Verhandlungslösung daher über erwar-
tete Konzessionsraten und ihre Korrektur aufgrund der Erfahrung 
ab8• Daneben spielen Verhandlungskosten und die vom Konflikt 
verursachten Kosten eine Rolle9• 

Johnston bestimmt auf ähnliche Weise " ... a unique cost-mini-
mising pre-strike final offer and, if this fails, a unique cost-mini-
mising strike settlement offer. The levels of these offers and the 
connection between them are seen to depend on a few basic para-
meters of the relevant cost and probability functions"lo. 

Dagegen hat Nash seine Lösung aufgrund von V'i'er Axiomen .abge-
leitet11 : 

a) Die Vel'handlungslösung (G*, L*) soll Pareto-optimal (im spiel-
theoretischen Sinn) sein. 

b) In einem völlig symmetrischen Spiel soll nurdtie Gleichvertei-
lung akzeptabel sein. 

c) Die Verteilungen, die nicht in der unmittelbaren Nachbarschaft 
der Lösung liegen, sollen ~ür die Lösung irr·eleV'ant sein. 

d) Die Lösung soll unabhängig von linearen Transformationen der 
Nutzenfunktionen der Spieler sein. 

Vergleicht man den Hicks-Zeuthen-Nash-Bishop-Ansatz mitdem von 
Cross und Johnston, so spricht vieles für den letzteren, zumal er in 
gewissem Umfang empirisch überprüft wurde12• Wenn im folgen-
den trotzdem mit dem ersteren gearbeitet wird, so aus zwei Grün-
den: Verhandlungskosten, Konzessionsraten, Konfliktkosten werden 
alle in der Realität eine Rolle bei der Bestimmung des Verhand-
lungsergebnisses spielen. Daes hier nicht um die Ableitung des Er-
gebnisses einer bestimmten Verhandlung geht, sondern darum, wie 
dieses Ergebnis auf Datenänderungen reagiert, erscheint es gerecht-
fertigt, Vel'handlungskosten, Konzessionsraten usw. unter die cete-
ris-paribus-Bedingung zu nehmen. Dann bleiben nur noch die Aus-

7 J. G. Cross, a.a.O. S. 31, Hervorhebung i. O. 
8 Ebenda, S. 45 ff. 
9 Ebenda, Chap. IX, On the Contro! of Disagreement, S. 181 ff., insbes. 

S. 185 ff. 
10 J. Johnston, a.a.O. S.851. 
11 J. Nash, Two-Person Co operative Games, in: Econometrica 21 (1953), 

S. 136 ff. vgl. auch etwa J. G. Cross a.a.O. S. 19; R. D. Luce and H. Raiffa, 
Games and Decisions, New York 1957, S. 124 -128. 

12 J. Johnston and M. TimbreU, Empirical Tests of a Bargaining Theory 
of Wage Rate Determination, The Manchester School of Economic and Social 
Studies 41 (1973), S. 141 - 167. 
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16 Helmut Schneider 

wirkungen von Änderungen des Konfliktpunktes, und hierfür mag 
die Nash-Lösunggenügen. 

(3) Die Situation .der Spieler im Konfliktfall ist nicht immer vom Spiel 
her determiniert. Haben die Spieler eine gewisse ,Freiheit in der 
Bestimmung des Konfliktpunktes, dann müssen \Zur vollständigen 
Erklärung des Verhandlungsergebnisses die optimalen Drohstrate-
gien abgeleitet werden. Sie halben " ... minimax and maximin pro-
perties ... The threat game is ... revealed to be 'Very much like a 
zero-sum game, and one can readily see that if one player were to 
choose his threat first and in form the other, rather than their 
simultaneonsly choosing threats, this would not make any dif-
ference because there is a ,saddle-point' in pure strategies ... "13. 

Wie sieht das bei (einzelnen) Lohnverhandlungen aus? Für den 
Konfliktfall kann nur Streik oder Aussperrung angedroht werden. 
Im Regelfall besteht die einzige Variationsmöglichkeit in der 
Streikdauer, aber darauf wurde oben schon eingegangen. - Das 
entspricht der Annahme, daß der Drohpunkt in jeder einzelnen 
Lohnverhandlung vorgegeben ist, von den Spielern also nicht be-
einflußt werden ,kann. 

Etwas anderes ist es in einer längerfristigen Betrachtung: Die 
Spieler können ihre Situation im Konfliktfall verbessern durch den 
Auf,bau leicht liquidierbaren Vermögens einerseits, durch den (re-
lativen) Abbau fester Zahlungsverpflichtungen andererseits. Die 
Frage ist nur, ob beiden Spielern diese strategischen Möglichkeiten 
gleichermaßen offenstehen. 

In diesem Zusammenhang muß man auf die Problematik 'hinweisen, 
"die Gewerkschaft" als einen (einzigen) Spieler zu behandeln: Es 
geht hier weniger um das Innenverhältnis, das wohl in irgendeiner 
Weise die !Struktur der Tariflöhne beeinflussen wird, es geht hier 
,vielmehr um langfristige Strategien: Das Bilden von Streikkassen 
ist im wesentlichen determiniert durch die Höhe der Mitgliedsbei-
träge und den Mitgliederbestand. Ausgaben für Schulung der Ar-
beiter usw. können hier ebensowenig berücksichtigt werden wie 
Mitbestimmungsinitiativen und dgl., die den institutionellen Rah-
men ändern sollen. - Auch auf die Einkommensverwendung der 
Lohnempfänger hat die Gewerkschaft 'keinen oder nur einen mini-
malen Einfluß, bei der Vielzahl der Mitglieder und der durchaus 
losen Verbindung zwischen Gewerkschaft und den in ihr organi-
sierten Arbeitern müssen die Spargewohnheiten der Arbeiter als 
gegeben akz·eptiert werden. Aus diesen überlegungen folgt, daß den 
Gewerkschaften eine langfristige Strategie über die Vermögensbil-i. J. Nash, a.a.O. S. 136. 
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Tarifverhandlungen, Wachstum und Umverteilungspolitik 17 

dung der Lohnempfänger nur dann lZur Verfügung steht, wenn sie 
direkt die Vermögensbildung durch Investivlohn usw. ,beeinflussen 
können. Soweit man dem oben skizzierten Modell folgt, erkennt 
man die Bedeutung einer gewerkschaftlichen "Spar~asse", die das 
finanzielle Arbeitervermögen (V) in Form von Sparguthaben sam-
melt und als Fremdkapital (F) an die Unternehmer weitergibt. -
Im übrigen zeigen diese Überlegungen, daß die langfristige Strate-
gie der Gewerkschaften andere als die hier im Modell behandelten 
Bereiche umfassen muß. 

2. Das Kontrollproblem der Unternehmer 

!Es wird ~m folgenden unterstellt, daß der Unternehmer seinen Real-
konsum im Zeitablauf maximieren möchte: 

(2.12) 

T 

W = J Cu (t)· e-et dt --+ max 
o 

Man sieht, daß für den Unternehmer eine sehr einfache Nutzenfunk-
tion unterstellt wird: Der Realkonsum Cu wird mit einer konstanten 
Rate () diskonti'ert. Wir werden ;diese ,Zielfunktion im foLgenden a:uf das 
Aggregat" Unternehmen" übertra,gen, ohne dte Aggregationsproblemattk 
weiter zu besprechen (vgl. aber Bemerkung 1 auf S. 22). Aus der Bilanz 
und der Verlust- und Gewinnrechnung gelten folgende Beziehungen: 

(2.13) G+L+zF=Y 
E+P=K 
G = Cu + E 

Y = Produktion 

K Kapitalstock 

F 

E 

E 

Fremdkapital 

Eigenkapital 
dE 
dt 

nie Albhängigkeit von der Zeit ist - sofern Mißverständnisse nicht 
möglich sind - nicht besonders vermerkt. 

Alle Größen sind Realgrößen, deshalb muß Y produzierbar sein: 

(2.14) Y = Y (A,K) A = Arbeitseinsatz 

Y muß aber auch abgesetzt werden; an dieser Stelle ist es vorteilhaft, 
das Aggregat "Unternehmen" und nicht den einzelnen Unternehmer zu 
betrachten, denn dann können wir die Gesamtnachfrage erklären aus 

(2.15) 

Das Konsum- und Sparverhalten der Lohnempfänger werde beschrie-
ben durch 

2 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 75/III 
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(2.16) 

(2.17) 

Helmut Schneider 

CL = c (L + iV); 

V = s (L + iV); 

v = Vermögen der Lohnempfänger 

c = marginale und durchschnittliche 
Konsumneigung der Lohn-
empfänger 

s = 1 - c 

Es wird unterstellt, daß die Lohnempfänger-Haushalte kein Sachver-
mögen bilden, sondern ihre Ersparnisse !beim Hankensystem ·zum Zins-
satz i anlegen. Da ohne Kreditschöpfung V = F gelten muß, ·erwirtschaf-
ten die Banken einen Gewinn in Höhe 'von GB = zF - iV. Es erleichtert 
die spätere Argumentation, wenn z = i gesetzt wird, dann wird der Ge-
winn des Bankensystems gerade Null. 

Unterstellen wir schließlich ein ·exogenes Wachstum des Arbeits-
potentials und Vollbeschäftigung 

(2.18) A =wA, 

so hahen wir 10 Variable und 9 vonei:nander unabhängige Gleichungen, 
also einen Freiheitsgrad zur Lösung der Maximierungsaufg.a:be in (2.12)14. 

14 Man könnte sich folgendes dynamisches Spiel konstruieren: 
Zielfunktion der Unternehmer: 

T 

(i) W u = J Cu (t) e - et dt + E (T)e - eT 

o 
Zielfunktion der Lohnempfänger: 

T 

(U) W L = f CL (t) e- rt dt + V (T) e- rT 

o 
Restriktionen: 

(iii) 

(iv) 

(v) 

Y =YAA+YgK 
K = Y - Cu - CL 

A=wA 
Für die Lösung könnte man fordern 

(vi) 

(vii) 

(viii) 

k = Y - Cu - CL 

E = Y - L - iV - Cu 

K=E+V 

(ix) Pareto-Optimalität: K (t) wird so gewählt, daß 

W u --'>- m;x bei jedem zulässigen W L 

und 

W L --'>- mirx bei jedem zulässigen W u 

(x) optimale Drohstrategien, wenn D = [Du (E), DL (V)] 

\\T U --'>- mEx für alle zulässigen V , 

und 

W L --'>- m~x für alle zulässigen E. 
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Tarifverhandlungen, Wachstum und Umverteilungspolitik 19 

Wir finden 

(2.19) w" = f [ Y (1 - -i-) - ciV - K 1 e - et dt --+ max 
o 

unter der Bedingung 

. s 
V - -zY - siV = 0 

und hieraus die Hamilton-Funktion 

(2.20) H = AO [Y (1 - C/2) - eiV - u1] e-et + Al u1 + J'2 u2 

und der Nebenbedingung 

A (u2 - ~ Y - siV) = 0 
2 

Das Maximumprinzip ergibt15 

(2.21) II = - 1'0 Y [( (1 - ~) e - et + A ~ Y J( 

}.2 = AO eie - et + A si 

J'2 + A = 0 

- AO e - et + Al = 0 

Man kann A, A2, Al und ).1 'aus (2.21) ausrechnen, dadurch reduziert 
sich (2.21) zu 

Nimmt man dann noch eine Verteilungsregel wie die von Nash hinzu, so 
sieht man, daß dieses Modell überdeterminiert ist: Man erhält 11 Gleichun-
gen bei 10 voneinander unabhängigen Variablen. Die Interdependenz im Ein-
kommenskreislauf läßt das unabhängige Wählen der Strategien nicht zu. -
Unterscheidet man reale und monetäre Größen, dann läßt sich in einem sol-
chen Modell die Auswirkung auf das Preisniveau ableiten. Da die Lohn-
Preis-Spirale hier nicht im Vordergrund des Interesses steht, die Ausdrücke 
darüber hinaus sehr kompliziert werden, wird von der Analyse eines solchen 
Modells abgesehen. 

15 Vgl. hierzu etwa G. Hadley and M. C. Kemp, Variational Methods in 
Eeonomies, Amsterdam, London, New York 1971, insbes. S. 291. - Die Lö-
sung der Differentialgleichung für A2 ist entnommen E. Kamke, Differential-
gleichungen, Lösungsmethoden und Lösungen, Band 1, 3. Auflage New York 
1959, S. 293, Gleichung (1.2.). - Die Nebenbedingung beschränkt den zuläs-
sigen Bereich von ~ so stark, daß ~ gar keine echte Kontrollvariable mehr 
ist. Trotzdem ist hier an dieser Schreibweise festgehalten worden. 

2' 
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20 Helmut Schneider 

(2.22) Y_K---,(,---l_-_~--"-)_-_Q + _._C_i _ = (_._C_i ___ A_~ ) e(Q _ si) t 
s St-Q St-I? AO 
2"YK 

Bei gegebener Produktionsrunktion ist die Grenzproduktivität des 
Kapitals (Y K) eine Funktion von A und K; da A (t)exogen igegeben ist, 
kann man aus {2.22) K (t), t > 0, ausrechnen. - Damit taucht sofort die 
Frage auf, ob in diesem Modell stetiges Wachstum möglich Qst. Bei linear-
homogener Produktionsfunktion bedeutet das die Konstanz von Y K im 
Zeitablauf, und das ist in 2 Fällen möglich: 

ci J.~ 
a) ----=0 

si - I? Ao 

b) I? - si = 0 

Fall b) scheidet sofort aus, da bei der Ableitung von (2.22) si - I? =F 0 
vorausgesetzt wurde. - Zur Diskussion von Fall a) muß daran erinnert 
werden, daß Y K (0) durch die Anfangsbedingungen A (0), K {O) festliegt: 
Für t = 0 ist (2.22) die Bestimmungsgleichung für A~, da AO arbiträr gleich 
1 gesetzt werden darf. Also gibt 'es einen Kapitalstock K (0), bei dem 
a)erfüllt und daher stetiges Wachstum von Anfang an möglich ist, er 
läßt sich ausrechnen aus 

Y K (1 - C/2) - e ci 
Ro = +-.--=0 

s St - Q 

"2 YK 

oder 

(2.23) 
2si - e (2 - c) 

. Y K =21? 
St - Q 

Sei dieser Kapitalstock K* (0). Dann gilt 

(2.24) RO ~ 0 wenn K (0) ;:: K* (0) 

Man sieht aus der rechten Seite von (2.22), daß sich die Grenzproduk-
tivität des Kapitals ihrem Wert Y~ = Y K (A (0), K* (0)) nähert oder sich 
von ihm weiter entfernt, wenn (j - si ~ 0 oder 

(2.25) f} §: si 

Wir werden uns im folgenden immer mit dem stabilen Fall beschäfti-
gen und (j < si unterstellen. 
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Tarifverhandlungen, Wachstum und Umverteilungspolitik 21 

Wir interessieren uns für die Vermögensverteilung. Aus (2.17) finden 
wir 

. s 
V = 2Y + siV 

Man sieht schnell, daß die Integration nur dann ohne größere Schwie-
rigkeiten möglich ist, wenn stetiges Wachstum herrscht. Wir werden 
aus diesem Grund im folgenden stets annehmen, daß dieser Zustand 
erreicht ist, 'also 

K (0) = K* (0) 

Dann gilt wegen der linearen Homogenität der Produktionsfunktion 

Y = Yoewt , 

so daß wir finden 

(2.26) V = s . Y 0 ewt + (Vo _ s Y 0 ) esit 
2w-2st 2w-2si 

und als Maß für die Vermögensverteilung 

(2.27) V s Yo (Vo s Yo ) v = - = -- + - - - exp (si - w) t 
K 2 w - 2 si K o K o 2 w - 2 si K o 

Der Anteil der Lohnempfänger am Kapitalstock, v, konvergiert, wenn 
si - w < 0 oder 

(2.28) si<w 

wobei si - w =F 0 bei der Ableitung von (2.26) unterstellt wurde. 

Der langfristige Anteil ist dann 

(2.29) 
_ s Y o 
v= -, 2 w - 2si K o 

so daß sich (2.27) auch schreiben läßt als 

(2.27') v = v + (vo - v) exp (si - w) t 

Abgesehen 'Von der Höhe von 1) wirft der stabile Fall keine Probleme 
auf, wohla'ber der -instabile mit si > w, weil nach .genügend llanger Zeit 
der Anteil der Unternehmer am Gesamtvermögen v,erschwindend klein 
geworden ist. 
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22 Helmut Schneider 

Die ,Einkommensverteilung wollen wir messen durch 

(2.30) 

oder 

(2.31) 

L +iV 
l = -Y==----

1 si (iVo Si) . 
l = -2 + 2 2' + -Y - 2 2' exp (St - w) t W-St 0 W-St 

g=l-l 

und, im stabilen Fall mit si - w < 0, durch d1e Grenzwerte 

(2.32) 

1 si 
g = 2" - -2 -w---2-s-'i 

Zum Abschluß noch zwei Bemerkungen 

1. Es ist sicherlich problematisch, "die Unternehmer" einerseits als 
Aggregat zu behandeln, ihnen andererseits eine Zielfunktion zu 
geben, die in einem makroökonomischen Modell maximiert wird, 
setzt dieses doch u. a. koordiniertes Handeln aller Unternehmer vor-
aus. Will man jedoch die makroökonomischen Modelle wegen ihrer 
Übersichtlichkeit beibehalten, hat man als Alternative nur die Mög-
lichkeit, aus einer (2.22) entsprechenden Gleichung Anhaltspunkte 
für die wichtigsten Einflußfaktoren auf die Investitionstätigkeitab-
zuleiten. - Das hier benutzte Modell hat den Vorzug, daß die Re-
aktion der Unternehmera:uf fiskalische Umverteilungsmaßnahmen 
endogen erklärt werden kann. 

2. Im Zusammenhang mit denStabilitätsbetrachtungen taucht die Frage 
auf, wie K* {O) und v auf Parameteränderungen reagieren. Man findet 
aus (2.23) und (2.29) 

ClYK > Cl K* (0) 
~ 0, wenn YJ( ~ 

f2 - (si - g) --< 0 also 
Clf2 1 - cJ2 Cl f2 ' 

ClYK _ Cl K* (0) 
~ 0, wenn f2 ~ Y J( 8"i~ 0, also Cli 

ClYJ( _ Cl K* (0) 
gi 0, wenn Y J( ~ 

2g 
--~ 0 also 

Cls Cl s ' 2i - g 
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Tarifverhandlungen, Wachstum und Umverteilungspolitik 23 

<3 v , ----as > 0 

813 -----ai > 0 bei konstantem K (0) 

813 
-8-W<0 

III. Fiskalische Umverteilungspolitik 

Es wiI'd im folgenden unterstellt, der Staat wolle mit Hilfe der Fiskal-
politik die Vermögensverteilung zugunsten der Lohnempfänger beein-
flussen. Es werden folgende Instrumente untersucht: 

1. eine einmalige Vermögensabgabeauf das Unternehmervermögen, 
die voll das Vermögen der Lohnempfänger erhöht; 

2. eine laufende Vermögensteuer für Unternehmer, die als freie Trans-
fers oder 'als zweckgebundene Sparprämie den Lohnempfängern zu-
fließt; 

3. die Verschärfung der Progression der Einkommensteuer bzw. die 
Erhebung einer Nettoumsatzsteuer und die Verausgabung des 'Zu-
sätzlichen Aufkommens als Transfer oder Sparprämie (wie unter 2.). 

An dieser Stelle sollte schon auf folgende Schwierigkeit aufmerksam 
gemacht werden: Da es sich um reine Umverteilungsmaßnahmen han-
delt, sollte entweder das Gesamtsteueraufkommen unverändert sein 
oder jedes ,zusätzliche Aufkommen voll für Transfers verausgabt wer-
den. Im ersten Fall handelt es sich um die differential tax incidence 
nach Musgrave. Läßt man zunächst die Möglichkeit zu, daß die ver-
schiedenen Bemessungsgrundlagen unterschiedlich wachsen, dann er-
fordert die Annahme des konstanten Steueraufkommens sich im Zeit-
a:blauf ständ1g ändernde Steuersätze. Aus Vereinfachungsgründen sollen 
die Steuersätze im Zeitablaufaber konstant <gehalten weI'den, so daß 
nur der zweite Fall behandelt wird mit 

(3.1) dT (t) - dTr (t) = 0 

Da wir uns ausschließlich auf Umverteilungsmaßnahmen konzentrie-
ren wollen, interessieren alle anderen Staatsaktivitäten nicht. Deshalb 
weI'den wir alle Steuersätze, die Ausgaben des Staates für Güter und 
Dienste im Ausgangszeitpunkt (t = 0) Null setzen und ein ausgegliche-
nes Budget verlangen. Unter dieser VOI'aussetzung geht (3.1) über in 

(3.2) T - Tr = 0 
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24 Helmut Schneider 

Schließlich möge folgende Sprachregelung vereinbart werden: Die 
Zahlungen des Staates an die Lohnempfänger werden als Transfers (Tr) 
bezeichnet, wenn .ihre Verwendung dem Empfänger freisteht; sie er-
höhen das verfügbare Einkommen, so daß wir 

(3.3) CL = c (L + iV + Tr) 

V = s (L + iV + Tr) 

erhalten. - Wir sprechen dagegen von Sparprämien (Pr), wenn sie ver-
mögenswirksam angelegt werden müssen, dann gilt 

(3.4) CL = c (L + iV) 

V = s (L + iV) + Pr 

1. Einmalige Vermögensabgabe 

Wir wollen annehmen, der Staat erhebe eine einmalige Abgabe vom 
Unternehmervermögen in Höhe von !10' (Ko - Vo), die voll das Lohn-
empfängervermögen Vo erhöht zu 

(3.5) Vo = V 0 (1 - flo) + flo K o 

Obwohl das Ergebnis offensichtlich 'ist, soll die Analyse dem später 
immer wieder verwendeten Schema folgen: 

a) Einfluß auf das stetige Wachstum 

Der optimale Zeitpfad des Kapitalstocks wird ·in (2.22) bestimmt. Dort 
erscheint Vo nicht: Weder der Klammerausdruck noch der Exponent auf 
der rechten Seite von (2.22) berührt: K (t) bleibt unverändert. 

b) Einfluß auf die Vermögensverteilung 

Aus (2.27), (2.27') und (2.29) lassen sich folgende Aussagen ableiten: 
Durch diese einmalige Vermögensabgabe steigt vo, alle anderen Größen 
auf den rechten Seiten von (2.27) bleiben unverändert. Aus Abb. 2 sieht 
man, daß die Wirksamkeit dieser Maßnahme im Laufe der Zeit immer 
stärker abnimmt, wobei in Abb. 2 ii > v'o > Vo angenommen wurde. 

c) Einfluß auf die Einkommensverteilung 

Aus (2.31) und (2.32) sieht man, daß kurzfristig die Lohnquote l ange-
hoben wird, daß 1 aber unberührt bleibt. 
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v 

2. Laufende Vermögensteuer 

(1.) Zahlung von Sparprämien 

a) Einfluß auf den Kapitalstock 

Wird die Vermögensteuer auf das Unternehmervermögen, f-l (K - V), 
voll für Sparprämien verausgabt, so wird das Erreichen des Pfades 
stetigen Wachstums des Kapitalstocks ,gebremst bzw. das iExplodieren 
beschleunigt: Das System 'ist, wie man aus Gleichung (4.4) im Anhang 
sieht, stabil bei 

(3.6) e+/l-si<O 

Soll stetiges Wachstum herrschen, muß die linke Seite von (4.4) Null 
sein. Für t = 0 bedeutet das 

(3.7) < 0 und ~. (0) > 0 
oJ.t 

Nun wUl1de oben K (0) so gewählt, daß von Anfang an stetiges Wachs-
turn herrscht. Unter dem Einfluß der Vermögensteuer wird die linke 
Seite von (4.4) und damit der Klammerausdruck auf der rechten Seite 
positiv: Wir erhalten den in Abb. 3 dargestellten Verlauf von YK, wobei 
der Grenzwert von YK aqs (4.4) errechnet werden kann als 
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26 Helmut Schneider 

(3.8) 
y K (2 - c) - 2 (! ci 
-----'-'----::=----~ + = 0 

sY K + 2 fl si - p - (! 

Bis zum Erreichen von VI( setzt das bei K (t) < K* (t) 

K Ä 
K>A=w 

voraus. 

,Die KapitaHntensität ist für die Unternehmer also im Zeitpunkt 0 
nicht mehr optimal, sie passen sie allmählich an den neuen Wert an. 
Wie schnell V Kerreicht wird, hängt u. a. von der ,Zeitpräferenz der 
Unternehmer ab: Die Anpassung des Kapitalstocks wird gebremst durch 
das Bestreben, den Konsum optimal auf die einzelnen Perioden zu ver-
teilen, ein Phänomen, das aus der Theorie des optimalen Wachstums 
bekannt ist. Wir werden für unsere. weiteren überlegungen unterstel-
len, die Unternehmer würden in der Periode O,also ohne jede zeitliche 
Verzög.erung, ihren Kapitalstock so anpassen,daß VK bereits in der Pe-
riode 0 erreicht wird. Das setzt voraus, daß sie ihren Konsum entspre-
chend variieren können. 

Um die Richtung des Fehlers, der auf diese Weise gemacht wird, an-
zugeben, werden im folgenden stets die (3.7) entsprechenden Ausdrücke 
abgeleitet. 

b) Einfluß auf die Vermögensverteilung 

Wegen der Annahme, der Kapitalstock würde auf K* (0) angepaßt, so 
daß stetiges Wachstum von Anfang an herrscht, kann man den Anteil 
der Lohnempfänger am Gesamtvermögen, v, ausrechnen. Die Vermö-
gensverteilung ist im Zeit ablauf stabil, wenn 

(3.9) si-fl-W<O 

(vgl. (4.7»; dann strebt sie ihrem Grenzwert 

(3.10) 

zu. Daraus finden wir 

(3.11) 

s Yo --- + fl 
2 Ko 

fl-si+w 

I-v ----. > 0 für fl (0) = 0 
fl+ w - St 

Wegen der El'höhung von K* (0) unter dem Einfluß der Steuer sinkt 
zwar zunächst v, es steigt dann aber auf einen höheren Wert an. 
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c) Einfluß auf die Einkommensverteilung 

,Es ist nicht ganz klar, welches Maß man in diesem Fall benutzen soll. 
Da die ,zahlungen des Staates ,in der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung als Transfers betrachtet werden, der Erfolg fiskaldscher Restribu-
tionsmaßnahmenzunächst ,einmal an der Verteilung des verfügbaren 
Einkommens gemessen werden sollte, untersuchen wir die Quote 

(3.12) 
l = L + iV + ft (K - V) 

-----=-Y. 

Man erkennt, daß l sehr stark von der Vermögensverteilung abhängt. 
Stetiges Wachstum und Stabilität der Vermögensverteilung vorausge-
setzt, konvergiert die Einkommensverteilung zu 

(3.13) -l 1 [' - 1 -)] K o = - + W + ft ( - t' --
2 Yo 

Den Einfluß der Vermög·ensteuer finden wir ,aus 

(3.14) 8 i [ 8v 1 K o 
--= I-v+(i-ft)----
8ft 8ft Yll 

die Einkommensverteilung wird - mit Sicherheit für niedrige Sätze 
der Vermögensteuer, i ;;;;. /1, - zugunsten der Lohnempfänger verändert. 

(2.) Zahlung von Transfers 

Können die Lohnempfänger frei über die Transferzahlungen des Staa-
tes verfügen, 'so gilt (3.3). - Aus (4.12) ,sieht man, daß K (t) sich dem 
Pfad stetigen Wachstums nähert ,bei 

(3.15) ~ - s (i - ft) < 0 

daß 'aber die Vermögensteuer einen destabilisierenden Einfluß ausübt 
(vgl. oben (3.6)). 

Der Kapitalstock K* (0), ,von dem an das System stetig wächst, wird 
durch diese Vermögensteuer und ihre Verausgabung erhöht: 

(3.16) 
dY K (0) dK* (0) .. 

cl ft < 0 und d ft > 0 fur Ro = 0 

Tendenziell ändern sich die Ergebnisse g~genüber Abschnitt 3.21 also 
nicht. Da dasseLbe für den Einfluß ·auf die Vermögens- und Einkom-
mensverteilung gilt, sollen die entsprechenden Ausdrücke für (3.1l) und 
(3.14) nicht wiedergegeben werden. 
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28 Helmut Schneider 

3. Verschärfung der Progression der Einkommensteuer 

Jede Änderung der Progression der Einkommensteuer läßt zwei Ef-
fekte erwarten: auf diie primäre Einkommensverteilung, wenn die 
Tarifpartner Steueränderungen bei ihren Verhandlungen berücksichti-
gen, und auf die sekundäre Einkommensverteilung, d. i. die Verteilung 
des verfügbaren Einkommens. 

Johnston und Timbrell (1973, S. 147) vermuten, daß die T,arifpartner 
Steueränderungen berücksichtigen und also keiner "Steuerillusion" 
unterliegen; diese Vermutung ist durch ihre empirischen Untersuchun-
gen gestützt worden. Unter der Annahme, daß der durchschnittliche 
und der marginale Steuersatz der Unternehmer, n, höher sind als die 
entsprechenden Steuersätze der Lohnempfänger, A, -kann man jede Ände-
rung der Progression der Einkommensteuer als eine Änderung von n 
und A darstellen. Die These von Johnston und Timbrell (1973) läuft dann 
darauf hinaus, daß die Gewerkschaften bei einer Erhöhung der "Lohn-
steuer" (A) die Lohnsätze so eI1höhen möchten, daß im Extremfall das 
Nettolohneinkommen L (1 - A) unverändert bleibt. 

Es taucht die Frage auf, wie dieses VeI1halten in das Modell der Perio-
den-Lohnverhandlungen aufgenommen werden kann. Hi:erzu sollen drei 
(extreme) Ansätze dargestellt werden: 

a) Vollkommene Steuerillusion: Hierunter wiI1d der Fall verstanden, 
daß Steuern bei den Tarifverhandlungen überhaupt keine Rolle spielen. 
Dann bleibt es - für die Bruttoeinkommen - bei dem 'Ergebnis (2.11), 
für die verfügbaren Einkommen findet man durch Abzug der Steuern 

(3.17) 
y 

Lv = 2' (1 -).) 16 

Gv = (~ - iV) (1 - n) 

wobei die Transferzahlungen noch nicht berücksichtigt sind. 

b) Abwesenheit von Steuerillusion: Hierunter wird hier der F'all ver-
standen, daß die Tarifpartner nur über Nettoeinkommen verhandeln. 
Dabei sei angenommen, daß die ~Einkommensteuerbelastung beider 
Tarifpartner voll berücksichtigt wird; (2.10) und (2.11) werden zu 

(3.18) Au' AL --* max 17 

16 Genau dieses Verhalten ist in Abschnitt 3.2. bei der Analyse der laufen-
den Vermögensteuer unterstellt worden. Das erscheint deshalb plausibel, weil 
die Vermögensteuerbelastung einer Gruppe schlecht prognostizierbar ist und 
das Vermögen stärker als "Privatangelegenheit" betrachtet wird als das 
Lohneinkommen, das man aufgrund eines Tarifvertrages bezieht. 

17 Um marginale und durchschnittliche Steuersätze trennen zu können, 
sind die Freibeträge f (für Lohnempfänger) und g (für Gewinnempfänger) 
eingeführt worden. 
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unter den Bedingungen 

iDas liefert 

(3.19) 

Ll u = G (1 -;7l) +;7l g + iV 

LI L = L (1 - A) + A f 
Y = G+L+iV 

A f 
-I-A2 

Y A f ;7l g 2 -;7l iV 
G=-+------------

2 I-A 2 I-;7l 2 1-;7l 2 

Änderungen des Steuertarifs lassen sich ,abschätzen ,aus der partiellen 
Differentiation: 

(3.20) L1 <0 G1 >0 
L, < 0 G, >0 

L" > 0 G" < 0 

Lo >0 Go <0 

Diese Ergebnisse widersprechen nicht nur vollständig der Hypothese 
von Johnston und Timbrell (1973), sie sind in gewisser Weise paradox: 
Eine EIihöhung der Lohnsteuer reduziert in ddesem Modell nicht nur das 
Nettoeinkommen der Lohnempfänger über den Steuera'bzug, sondern 
auch das Bruttolohneinkommen. Der Grund dafür liegt in der Annahme, 
die Verhandlungspartner würden ihre Konzessionen gegeneinander ab-
wägen. Deshalb ist die eigene Konzession - relativ - um so weniger 
wert, je höher der eigene (marg1nale) Steuersatz ist. 

c) Volle Vberwälzung der Lohnsteuer: Uarunter wiIid der Fall ver-
standen,daß die Gewerkschaften das Nettolohneinkommen bei Steuer-
änderungen konstant halten könn.en, so daß (2.11) zu 

(3.21) 
1 Y 

L=--·-
I-A 2 

wird. 

Es sind zwei Gründe, weshalb dieser Fall nicht weiter verfolgt wird: 
Einmal kann ein solches Verhalten nur von einem Tarifpartner reali-
siert werden, und eine volle Überwälzung eines Tarifpartners ist - von 
spe:m.ellen Bedingungen abgesehen - wahrscheinlich unrealistisch. Im 
folgenden sollen außerdem Gewinnsteuererhöhungen und Lohnsteuer-
senkungen analysiert werden, mit denen die 'Einkommens- und Ver-
mögensverteilung beeinflußt werden soll. In diesem ~usammenhang 
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30 Helmut Schneider 

halte ich es für unwahrscheinlich, daß Lohnsteuersenkungen - wie die 
Lohnsteuerel'lhöhungen - voll überwälzt werden, d. h. zu einer ent-
sprechenden Reduktion des Bruttoeinkommens führen. 

Da das hier benutzte Verhandlungsmodell bei der völligen Abwesen-
heit von Steuer:illusion unrealistisch erscheinende ,Ergebnisse liefert, 
man aber auch nicht die vollständige überwälzung nur eines einzigen 
Tarifpartners, und das unabhängig von den speziellen Steueränderun-
gen, annehmen darf, soll im folgenden davon ausgegangen werden, daß 
die Verteilung des Bruttoeinkommens von der Steuerpolitik unabhängig 
ist. Dieses Vorgehen läßt die Ergebnisse von Johnston und Timbrell 
(1973) außer Acht; die hier abgeleiteten Aussagen sind deshalb um diese 
Steuerüberwälzung durch Beeinflussung der Bruttoeinkommensvertei-
lung zu korrigieren. 

Zur Vereinfachung der Analyse wird nicht direkt mit einer progres-
siven Einkommensteuer argumentiert, sondern mit einer proportionalen 
"Gewinnsteuer" und einer proportionalen "Lohnsteuer". Eine Verschär-
fung der Progression läßt sich dann darstellen als eine Erhöhung des 
Steuersatzes Jt für Unternehmereinkommen und eine Senkung des 
Steuersatzes A. für das Einkommen der Lohnempfänger. Auch dieser 
Fall wird nicht unmittelbar, sondern die Variation von Jt und A. ,isoliert 
behandelt. Da das Vorgehen aus den vocigen Abschnitten klar ist, sollen 
die Ergebnisse in Tabelle 1 zusammengefaßt werden, die Ableitung ist 
im Anhang angegeben. 

Man sieht,daß die Erhöhung der Gewinnsteuer und die Senkung der 
Lohnsteuer in allen Fällen den Z.eitpfad von Y K in dem Sinn destabili-
siert, daß der Exponent [e - (s + A. C - Jt) i] t größer wird, ein Konver-
gieren also gebremst, ein Explodieren beschleunigt und u. U. eine kon-
vergierende Entwicklung zu einer explodierenden ,verändert wird. Das 
gilt unabhängig davon, ob Transfers oder Sparprämien gezahlt werden. 

Die Vermögensverteilung wird positiv beeinflußt, ihr Konvergieren 
wird in allen Fällen beschleunigt. Dasselbe gilt für die Einkommens-
verteilung. 

4. Indirekte Steuern 

In dem im Anhang wiede~gegebenen Modell lassen sich zwei Arten 
von indirekten Steuern berücksichtigen: 

- eine echte Mehl'iWertsteuer: T = y Y mit YI = 0, 

- eine Nettoumsatzsteuer als allgemeine Verbrauchsteuer: T = y(Y - K) 
mit y = YI. 
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32 Helmut Schneider 

Die Auswirkung der Variation dieser beiden Steuern sind in T'abelle 1 
angegeben. Sie sind dadurch gekennzeichnet, daß die zeitliche Entwick-
lung insofern unbeeinflußt bleibt, als y und Yl ~nden entsprechenden 
Exponenten nicht vOllkommen. Es fällt auch auf, daß ,es Fälle gibt, in 
denen der optimale Kapitalstock K* (0) steigt, die Unternehmer also zu 
erhöhten Investitionen angeregt werden. 

5. Srhlußbemerkungen 

Es konnte abgeleitet werden, daß eine Vermögensumverteilungspoli-
tik mit allen laufenden Steuern betrieben werden kann; dagegen ver-
puffen die Umverteilungswirkungen einmaliger Vermögensabgaben. 

Einmalige Vermögensabgaben haben jedoch den Vorteil, daß von 
ihnen keine Nebenwillkungen ausgehen wie bei den (laufenden) Ver-
mögens-, Einkommens- und Umsatzsteuern: Die zeitliche Entwicklung 
des Kapitalstocks, der Vermögens- 'und der 'Einkommensverteilung wird 
- abgesehen von den Anfangswerten - von der Umsatzsteuer nicht 
beeinflußt, die Verschärfung der Progression der Einkommensteuer 
wirkt dagegen destabilisierend. Interessant ist, daß die Vermögens um-
verteilung zugunsten der Lohnempfänger mit einerEI1höhung oder einer 
Senkung der Kapitalintensität der Produktion einhe~gehen kann: Weicht 
die für die Unternehmer optimale Kapitalintensität von der voLkswirt-
schaftlich optimalen ab, dann kann der Staat mit seiner Finanzpolitik 
nicht nur die Vermögensverteilung, sondern auch die Kapitalintensität 
in der erwünschten Richtung beeinflussen. Außerdem ,kann man ,aus die-
sem Modell ein Argument ableiten für die ,Forderung, der Staat solle 
bei hohem Finanzbedarf direkte und indirekte SteuerneI1heben, da sich 
ihre Auswirkung auf die Produktivität (teilweise) neutralisieren. 

Es muß sofort hinzugefügt werden, daß dieses von den Modellergeb-
nissen ausgelöste Spekulationen sind. Die Möglichkeit, sie auf die Reali-
tät zu übertragen, wird ,im wesentlichen durch zwei Umständeeinge-
schränkt: 

(1) Das benutzte Verhandlungsmodell ist sehr stark vereinfacht, seine 
Einschränkungen sind teilweise oben diskutiert. 

(2) Es wurden nur die Grenzwerte ,einer konvergierenden Entwicklung 
,betrachtet. 

Zudem letzteren noch eine Bemerkung: Die Annahme stetigen Wachs-
tums wird zweimal gemacht: Zunächst konvergiert der Kapitalstock zu 
K* (0) und wächst von da an mit der natürlichen Wachstumsrate w; von 
diesem Zeitpunkt an wird die Vermögensverteilung v betrachtet, die zu 
v konlVergiert. Die einschränkende Wirkung dieses Vorgehens wird ver-
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Tarifverhandlungen, Wachstum und Umverteilungspolitik 33 

schärft durch die Analyse der fiskalischen Umverteilungspolitik, die 
i. 'd. R. jeden dieser Prozesse beeinflußt. Es ist oben versucht worden 
anzugeben, in welche Richtung dieser Fehler geht. 

Daß die Ergebnisse dieser Analyse insoweit unbefriedigend sind, wird 
niemanden überraschen, der sich mit der Bestimmung von ~eitpfaden 
beschäftigt hat. Da die Alternative nicht der V'erzicht auf exakte Me-
thoden sein kann, sollten die vorstehenden Ableitungen 'als ein Diskus-
sionsbeitrag verstanden werden, wie dynamische kuswirkungen finanz-
politischer Maßnahmen näherungsweise bestimmt werden können. 

IV. Anhang 

1. Laufende Vermögensteuer 

Es gilt bei der ,Zahlung von Sparprämien 

(4.1) Pr = T = fl (K - V) 

so daß sich '(3.4) ändert zu 

(4.2) CL = c (L + iV) 

V = s (L + iV) + fl (K - V) 

Hieraus erhalten wir die Hamilton-Funktion 

unter der Bedingung 

A (u2 - -} Y - siV - fl K + fl V)= 0 

Durch Differentiation nach K, V, Ul und U2 kann man K (t) errechnen 
aus 

Y K (2 - c) - 2 e ci (Ci ;.~ ) 
(4.4) sY K + 2 fl + si - fl - e = si - fl _ (! - Ta exp (e + fl - si) t 

'Das System ist stabil 'bei 

(4.5) 

Wird der Kapitalstock sofort so angepaßt, daß stetiges Wachstum von 
Anfang an herrscht, dann eI'lhält man für die Vermögensverteilung 

3 Schriften d. Vereins f. Soclalpolitlk 75/111 
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34 Helmut Schneider 

(4.6) 
~ Yo + p, Ko [~ Yo + ,p, KO] 

V= . exp(wt)+ Vo - . exp(si-ft)t 
p,-~+w ft-~+w 

und 

(4.7) 
s [S Yo 1 -Yo+ft --+,u 

v = 2. + ~ _ 2 K~ exp (si - p, - w) t 
p,-St+w K o ,u-St+w 

Die Vermögensverteilung strebt ihrem Grenzwert v zu, wenn 

(4.8) si-p,-w<O 

Für die Einkommensverteilung erhält man, stetiges Wachstum von 
Anfang an vorausgesetzt, 

L + iV + ft (K - V) 1 [ 1 Ko I = - = - + iv + ft (1 - v) -
Y 2 Yo 

Bei der Zahlung von Transfers erhalten wir in 'analoger Vorgehens-
weise 

(4.9) Tr = T = P, (K - V) 

(4.10) CL = c (L +iV + P, K - ft V) 

V = s (L + iV + P, K - ftV) 

unter ,der Bedingung 

(4.12) 
Y K (2 - c) - 2 c P, - 2 (! c (i - ft) 

sY K + 2 s P, + s (i - p,) - (! 

! c (i - p,) ).g J 
(. ) - ---,---- exp [(! - s (i - p,)] t St-ft-(! 1'.0 

Das System ist stabil bei 

(4.13) (! - s (i - p,) < 0 
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2. Einkommen- und Umsatzsteuern 

.Es werden die Auswirkungen folgender Steuern analysiert: 

- eine Gewinnsteuer n G, 

- eine Lohnsteuer A (L + iV), 

- eine Nettoumsatzsteuer als objektive Einkommensteuer r Y, 

- eine Nettoumsatzsteuer als allgemeine Verbrauchsteuer /'1 (Y - K), 

so daß das gesamte Steueraufkommen beträgt 

(4.14) T = n G + A (L + iV) + l' Y - "1 k 

.Es wird unterstellt, daß in den Tarifverhandlungen derjenige Teil der 
Erlöse, der nicht den Fremdkapitalzinsen und der Umsatzsteuer ent-
spricht, wie in .A!bschnitt 2 aufgeteilt wird, so daß gilt 

(4.15) 
1 - y Y1' 

L=Y--+-K 
2 2 

Bei der Zahlung 'von Sparprämien erhält man 

[ ( (c) (1 - y») 2 + (c) 1'1] 
(4.16) H = AO Y 1 - 2 - (c) iV - u1 2 exp (- tJ t) 

+ A1U1 + A2u2 ~ max 

unter ,der Bedingung 

{ [ (s) + n + ;, ] } .A u2 - Y (1 - y) 2 + Y - iV [(s) - n + A)] - u1 (1') = 0 

mit 

(c) = c (1 - A) 

(s) = s (1 - ).) 

" (1') = nr - 1'1 + ~ [(s) - n + A] 
2 

Die Differentiation liefert 

(4.17) 

Y K (1 - (c) (12 - 1'») _ [J 2 + 2(C) 1'1 - (1') (c) i 

[ (s) + n + A ] + 
y K (1 - y) --2 -- + y + (1') [(s) - n + A] i 

(c) i 
[es) - n + A] i - (! 

r (c) i ;.~ ] { } 
[es) _ n + Al i _ (! - Ta exp Q - [es) - n + Al i t 
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Soll stetiges Wachstum vorliegen, muß aus den oben diskutierten 
Gründen die rechte Seite von (4.17) Null sein. Unter dieser Bedingung 
kann man aus der linken Seite 'Von (4.17) Y K (0) und K* '(0) 'ausrechnen. 
Bei der Differentiation der linken Seite von (4.17) werden zur Verein-
fachung der Argumentation jeweils alle Steuersätze bis ·aufeinen Null 
gesetzt. 

Unter der Annahme stetigen Wachstums läßt sich aus der Nebenbe-
dingung von ;(4.16) V {tl und v (t) ausrechnen. Das geschieht jedoch 
zweckmäßigerweise erst, nachdem alle Steuers ätze 'bis auf einen elimi-
niert worden sind. J).a das Vorgehen oben beschrieben wurde, sollen die 
einzelnen Er:gebnisse hier nicht wiedergegeben werden. 

Bei der Zahlung von Transfers erhält man 

{ [ c (1 - 1') (1 + :'l)] (4.18) H = 20 Y 1 - c l' - 2 - ciV (1 - :'l) 

- (1 - cY1 1;:'l) u1 } exp (- e t) + 21 u1 + 22 u2 -+ max 

unter der Bedingung 

{ [ (1 - 1') (1 + :'l)] 1 - :'l } A u2 - sY Y + 2 - siV (1 - :'l) + S 1'1 -2- u 1 = 0 

!Die Differentiation liefert 

(4.19) 
y K [1 - c (1')] -e [1 - c (1'l)] + ci (1 - :'l) s 0'1) ci (1 - :'l) 

sY K (1') - s (1'1) si (1 - :'l) + si (1 - :'l) - e 

[ ci (1 - :'l) ;.g ] . 
. (1 ) -,--- exp [e - Sl (1 - :'l)] t 

Sl -:'l-e "'0 

(1 - y) (1 + :'l) 
(y) = l' + 2 

1'1 (1 - :'l) 
("1) = 2 

Die Einkommensverteilung findet man in heiden Fällen für 

(L + iV) (1 - 2) + Pr + Tr 
Z= y 

als 

(4.20) 
(1 - 1') (1 - :'l) iV Yl wK 1 - :'l 

1 = + :'l (1 - Y) + Y + - (1 - :'l) - ----
2 Y Y 2 
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Unter Berücksichtigung von 

(4.21) 

findet man aus (4.20) die im Text angegebenen Ergebnisse. 

Summary 

The development of the distribution of income -and wealtJh over time 
is determined in two steps: In each period collective bargaining deter-
mines the distribution of income. A ware of this process, the entre-
preneurs plan the investments and their financingin oroder to maximise 
their real consumption over time. - If this model is used to analyse 
government redistribution policy, one finds that in the long run one-
time property levies are ineffective -in contrast to the continuous pro-
perty, incomeand turnover taxes, but that the latter have side effects 
on economic growth. Since these sideeffects operate in different 
directions, the government may to a certain extent influence at the 
same time the distribution of wealth and the capital intensity of pro-
duction. Apart from this aspect, the value added tax (income as weH as 
the consumption type) proves to 'be superior to the income taxes insofar 
as it does not affect the stability of the system. 
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Verteilungswirkungen der Sozialversicherung 
am Beispiel der gesetzlichen Krankenversicherung der 

Bundesrepublik Deut8chland* 

Von Norbert Andel, Gießen 

I. Die Wahl der Vergleich.ssituation 

1. Die variierten Parameter 

Jede Wirkungsaussage muß auf ,einem Vergleich von zeitgleichen 
Punkten oder Verläufen beruhen, die sich durch Unterschiede in dem 
zu 'analysierenden Faktor auszeichnen. Fassen wir Sozialversicherungen 
(SV) allgemein als Budgets mit den Instrumenten Einnahmen und Aus-
gaben auf, so ist es möglich, 

1. die 'Einnahmen und Ausgaben simultan zu verändern, 

2. die Einnahmen oder Ausgaben isoliert zu vari:ieren, 

3. eine ,Einnahmen- oder Ausgabenkategorie durch eine andere zu er-
setzen. 

Entsprechend kann man in Anlehnung an Musgravel Budgetniveau-
wirkungen (mit und ohne Saldoveränderungen), spezifische Einnahme-
bzw. spezifische Ausgabewirkungen sowie differentielle Einnahme- bzw. 
differentielle Ausgabewirkungen (mit und ohne Saldoveränderungen) 
un tersche~den. 

* Der Verf. ist seinen ehemaligen wissenschaftlichen Mitarbeitern, den Her-
ren Dipl.-Volksw. O. Hühler, Dipl.-Volksw. W. Laaser, Dr. H. Rehm, Dipl.-Ing. 
L. Wicke, für die Unterstützung bei der Erarbeitung dieses Beitrages, Herrn 
Prof. Dr. I. Metze für die freundliche Zurverfügungstellung der Fahnen seines 
Buches "Soziale Sicherung und Einkommensverteilung. Eine empirische 
Untersuchung über die Wirkungen staatlicher Maßnahmen zur sozialen 
Sicherung sowie der Einkommen- und Umsatzsteuer auf die verfügbaren 
Einkommen der privaten Haushalte", Berlin 1974, der Geschäftsführung des 
Verbandes der privaten Krankenversicherung e. V., Köln, und dem Statisti-
schen Bundesamt, Wiesbaden, für die erteilten Informationen sehr zu Dank 
verpflichtet, Insbesondere möchte er auch Herrn Dr. P. Hechelt jen danken, 
der ihn mit großem Zeitaufwand beriet und auf der Grundlage des Primär-
materials der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 unter Verwen-
dung der Arbeitsergebnisse und Einrichtungen der SPES-Forschergruppe, 
Frankfurt/Main, mehrere Berechnungen durchführte und deren Ergebnisse 
zur Verfügung stellte. 

1 Vgl. R. A. Musgrave: The Theory of Public Finance. A Study in Public 
Economy, New York-Toronto-London 1959, S.211 ff. 
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40 N orbert Andel 

Streng ,genommen sind eigentlich nicht die Einnahmen und Ausgaben 
selbst, sondern die Parameter der Einnahmen- und Ausgabenfunktionen 
die Instrumente im Sinne der unmittelbar kontrollierten Größen2• Die 
Schwierigkeiten, die sich daraus für die IEntscheidungsträger ergeben, 
sind um so geringer, je kleiner der Handlungsspielraum des Versicher-
ten ist und je mehr auf die Gegenwart übertragbare ,Ei'fahl'Ungswerte 
darüber vorliegen,wie gegebene Spielräume in der Vergangenheit aus-
genutzt wurden. 

2. Der Umfang der Einnahmen- und Ausgabenvariationen 

Abgesehen von den allgemeinen Problemen der Ungewißheit über die 
künftIge Entwicklung auch bei konstanten Aktionsparametern ergeben 
sich keine besonderen grundsätzlichen analytischen Schwierigkeiten, 
wenn für ,einzelne Personen mit bestimmten versicherungsrelevanten 
Eigenschaften untersucht wird, wie sie im Versicherungsfall auf der 
Abgaben- und auf der Leistungsseite ,wahrscheinlich tangiert werden. 
Solche überlegungen sind besonders dann aktuell, wenn im konkreten 
Fall keine Versicherungspflicht, wohl aber eine Versicherungsmöglich-
keit besteht. Darüber hinaus ist es aber auch für den Versicherungs-
pflichtIgen interessant zu wissen, was der Zwang für ihn persönlich 
bedeutet. 

Diese Analyse wird problematisch, wenn sie auf größere Personen-
gruppen übertragen wird, da dann die Rückwirkungen einer Verände-
rung der ZahliCler Mitglieder auf die SV se1bst nicht mehr ausgeklam-
mert werden können. IEs ist dann vielmehr .zu untersuchen, wie Ein-
nahmen und/oder lAusgaben variiert werden, um sich an ein Defizit oder 
an einen überschuß anzupassen, die dadurch entstehen, daß sich ,die 
Einnahmen und Ausgaben nicht decken, die mit dem analysierten Per-
sonenkreis verbunden sind. 

Angesichts der Größenordnungen, um die es geht, ist es schließlich 
unzulässig, die genannte für eine einzelne Person aufgestellte Rechnung 
zu benutzen, um allgemeine Aussagen darüber zu machen, welche Ver-
teilungswirkungen die Institution SV insgesamt hat und da:bei die hypo-
thetische Situation ohne solche SV als Vergleichsmaßstab heranzuzie-
hen, also im Rahmen extremer Budgetniveauvariationen zu argumen-
tieren. Wir stoßen hier auf die gleichen Probleme wie bei den Ver-
suchen, unter Verwendung bestimmter Überwälzungsannahmen sta-
tistisch die Umverteilungswirkungen der Steuern oder gar des gesamten 
Budgets zu ermitteln, nämlich auf die Unzulässigke'it zu unterstellen, 
die Struktur der Bruttoentgelte und der Nettoproduktpreise sei von 
den analysierten Parametern unabhängig3• 

2 Vgl. C. S. Shoup: Public Finance, Chicago 1969, S.468. 
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Um bei den SV zu bleiben: Man kann nicht unterstellen, daß das 
Niveau und die Struktur der Preise im Gesundheitssektor von der Ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV) unabhängig sind. ~benso ist es 
unwahrscheinlich, daß z. B. die Gesetzliche Hentenversicherung (GHV) 
nicht das Arbeitsan,gebot und damit das Niveau und die Struktur des 
Preises für den Faktor Arbeit beeinflußt. 

:Diese ~inwände sind weniger gewichtig, wenn nicht "genaue" quanti-
tative Aussagen, sondern lediglich grobe Tendenzangaben zur lDiskus-
sion stehen. Sie spielen auch im Hahmen quantitativer Analysen eine 
geringere Holle, wenn nicht Budgetniveau-, sondern lediglich differen-
tielle ,Einnahmewirkungen herausgearbeitet werden sollen, und zwar 
um so mehr, je weniger die Finanzierungsstrukturänderungen Personen 
betreffen, die versicherungsberechtigt, aber nicht -verpflichtet sind, und 
je weniger die globale Beitragsbelastungeinzelner Branchen und Un-
ternehmungen verändert wird. 

3. Die sachliclte Reicltweite der Betrachltung 

Die Analyse der Verteilungswirkungen kann sich einmal auf die Vor-
gänge zwischen der SV und den Versicherten beschränken. Sie kann 
aber auch umfassender sein und die tatsächlichen Transaktionen zwi-
schen den Trägern der SV und Dritten bzw. die hypothetischen alterna-
tiven Transaktionen zwischen den Versicherten und privaten Institu-
tionen der Vorsorge einbeziehen. 

Diese weitergespannte Betrachtung ist um so notwendiger, je mehr 
den Sozialversicherten Vorteile .zukommen, die den Privatversicherten 
versagt sind, und je größer die verteilungsmäßigen Unterschiede sind, 
die mögliche Alternativen zur SV aufweisen. 

Im Rahmen der SV lassen sich verschiedene Umverteilungsaspekte 
unterscheiden. 

4. Umverteilungsaspekte 

In der unter 3. einleitend genannten engeren Sicht kann man inner-
halb des Versichertenkreises die Struktur der Beiträge mit der Struktur 
der übernommenen Risiken vergleichen (wobei letztere ex ante an den 
erwarteten, ex post an den tatsächlich geleisteten A!usgaben für ein-
zelne Versichertengruppen gemessen we~den). Decken sich beide nicht, 
so bedeutet das, daß die Kaufkraft der Beiträge im Sinne der Risiko-
minderung pro Beitragseinheit unterschiedlich ist. Im Rahmen des Mo-
dells der differentiellen Einnahmewirkungen werden solche Divergen-

3 Vgl. A. R. PTest: Statistical Calculations of Tax Burdens, in: Economica, 
N. S. Vol. XXII, 1955, S.244. - C. S. Shoup: Public Finance, a.a.O., S. 577 ff. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-43378-0 | Generated on 2025-07-27 19:05:20



42 Norbert Andel 

zen vor dem Hintergrund alternativer risikoproportionaler Beiträge 
als Umverteilungseffekte ~besser: differentielle Verteilungswirkungen) 
interpretiert'. 

Zu diesen ex ante hestimmbaren Umverteilungen kommt schließl:ich 
jene, die sich dadurch ergibt, daß innerhalb der einzelnen (homo.genen) 
Risikogruppen den Versicherten entsprechend den ungleichmäßig auf-
tretenden Versicherungstatbeständen unterschiedliche schadenkompen-
sierende Versicherungsleistungen zufließen. Diese versicherungsimma-
nente Umverteilung, wie ich sie nennen möchte5, ist grundsätzlich nur 
ex post feststellbar; sie ist nicht Gegenstand dieser Ausführungen. 

Praktisch kann die Trennung zwischen den beiden Umverteilungs-
aspekten nicht genau vorgenommen werden. Einmal sind nicht immer 
die das Risiko ,bestimmenden Faktoren bekannt und/oder quantifizieI'ibar. 
Zum anderen stößt die Differenzierung nach dem Risikograd auf Gren-
zen, die vor allem durch administrative Kosten und die Scheu bestimmt 
sind, zu sehr in die persönliche Sphäre einzudringen. Allerdings besteht 
zwischen im Wettbewel'b stehenden Versicherungen ein ständiger An-
reiz zur Bildung homogener Gruppen, um risikoarme Mitglieder einer 
heterogenen Gruppe mittels eines niedrigeren Beitragssatzes anzu-
locken. 

Umverteilungsrelevante Beziehungen .gibt es nicht nur innerhalb der 
Gruppe .der Versicherten, sondern auch zwischen den Versicherten und 
Dritten. Das ist der ,Fall, wenn Dritte zu besonderen Leistungen an die 
SV bereit sind bzw. gezwungen werden oder wenn Dritte für die Bei-
träge eines Teils der Versicherten aufzukommen haben, dies aber nicht 
in dem zur Deckung der anteiligen Kosten notwendigen bzw. dem sonst 
allgemein üblichen Maße tun. 

Die damit verbundenen Schwierigkeiten der Analyse beziehen sich 
vor allem auf die Ermittlung der relevanten Alternative, und zwar so-
wohl bei der SV als auch beim leistenden Dritten. Wirkt sich ein Zu-
schuß aus allgemeinen Haushaltsmitteln auf der Leistungs- oder auf der 
Beitragsseite der SV aus? Ergibt sich neben dem Niveau- auch ein 
Struktureffekt? Bewirkt der Zuschuß bei der leistenden Stelle eine Ein-
nahmenerhöhung oder eine Senkung anderer Ausgaben, und wenn ja: 
mit oder ohne Struktureffekt? Wohl etwas verführt durch die Frage 
nach der Finanzierungsquelle besteht eine gewisse Tendenz, speziell bei 

, Vgl. T. Barna: Redistribution of Incomes through Public Finance in 1937, 
Oxford 1945, S. 11 f. 

5 Vgl. N. Andet: Die einkommensteuerliche Behandlung der Beiträge an 
und der Leistungen von Altersversicherungen, in: H. HaUer, L. KuUmer, 
C. S. Shoup, H. Timm (Hrsg.): Theorie und Praxis des finanzpolitischen 
Interventionismus. Fritz Neumark zum 70. Geburtstag, Tübingen 1970, 
S. 332 f. 
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der transferleistenden Stelle im Rahmen des Modells der Budgetniveau-
wirkungen zu 'argumentieren, so wenn Zuschüsse aus allgemeinen Haus-
haltsmitteln gefordert werden, weil dann die Allgemeinheit und nicht 
nur der Kreis der Versicherten die "Finanzierungslast" zu tragen habe. 
Die dabei implizit unterstellte Alternative ist zwar möglich, aber nicht 
zwingend. 

5. !Die zeitliche Reichweite der Betrachtung 

Die Analyse kann auf eine Periode (z. B. ein Jahr) oder auf einen 
längeren Zeitraum (z. B. ein Lebensalter) bezogen sein. In kurzfristiger 
Sicht lassen sich z. B. Aussagen über Divergenzen zwischen geleisteten 
Beiträgen und im Durchschnitt empfangenen Leistungen (im Sinne von 
Bar- und Realleistungen bei Eintritt des Versicherungstatbestandes) in 
Abhängigkeit vom Alter, Familienstand oder von der iEinkommenshöhe 
machen. >Sicherlich kann man so allein die Verteilungswirkungen der 
SV nicht adäquat erfassen. Daß die Betrachtung auf den .gesamten 
Lebenszyklus ausgedehnt werden muß, wenn man irreführende, vor-
eilige Schlußfolgerungen vermeiden will, und daß dann vieles, was in 
kurzfristiger Sicht als interpersonelle Umverteilung erscheint, 'als inter-
temporale Umverteilung gedeutet werden kann6, leuchtet besonders im 
Falle der gesetzlichen Altersversicherung ein, ,gilt aber auch in anderen 
Bereichen. 

11. Verteilungswirkungen im Rahmen der deutschen 
gesetzlichen Krankenversicherung 

Im folgenden sollen Verteilungswirkungen herausgearbeitet werden, 
die sich im Rahmen der deutschen gesetzlichen Krankenversicherung 
~GKV) ergeben. Im Vordergrund steht dabei ein Vergleich der geleiste-
ten Beiträge und der empfangenen Leistungen (im Sinne von Ausga-
ben der GKV) einzelner Gruppen von Mitgliedern, wobei auftretende 
Divergenzen vor dem Hintergrund risikoproportionaler Beiträge als 
differentielle Einnahmewirkungen interpretiert werden. Ohne Zweifel 
sind diese Ergebnisse prdblematisch - einmal wegen der ungenügenden 
Statistiken zur Kennzeichnung der gegenwärtigen Beitrags- und Lei-
stungsströme in Abhängigkeit von bestimmten Merkmalen, [zum ande-
ren aber auch wegen der Nichtberücksichtigung von Änderung,en, die 
sich bei einem tatsächlichen Übergang zu r:isikoproportionalen Beiträ-
gen über die V:eränderung der Beitragsstruktur bei als konstant ange-

6 Vgl. T. Barna: Redistribution of Incomes through Public Finance in 1937, 
a.a.O., S.25, und W. Schreiber: Die Einrichtungen der sozialen Sicherheit und 
ihre gesellschaftliche Funktion, in: N. Kloten, W. Krelle, H. Müller, F. Neu-
mark (Hrsg.): Systeme und Methoden in den Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften. Erwin von Beckerath zum 75. Geburtstag, Tübingen 1964, S. 664 f. 
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nommener Versichertenzahl und Leistungshöhe hinaus ergeben. Immer-
hin dürften diese Schwierigkeiten im Modell der ,extremen Budget-
niveauwirkungen, wie erwäihnt, noch größer sein - von der völl~gen 
Wirklichkeitsfremdheit dieser Alternative ganz abgesehen. 

1. Die Struktur der GKV 

Bevor auf einzelne Verteilungswirkungen im Rahmen der GKV ein-
gegangen wird, soll die Struktur der GKV kurz und unter Verzicht auf 
Einzelheiten skizziert werden, wobei sich die Daten auf das Jahr 1971 
beziehen7• 

Die Träger der GKV sind rd. 1800 Kassen. Der Mitgliederzahl (ein-
schließlich Rentner) nach liegt das Schwergewicht bei den etwa 400 Orts-
krankenkassen mit 51,2 010 der Mitglieder, gefolgt von 15 Ersatzkassen 
mit 25,4 Ofo der Mitglieder und rd. 1100 Betriebskrankenkassen, die 
13,5 Ofo der Mitglieder umfassen. Auf die berufsständischen Kassen ent-
fallen 8,7 Ofo und auf die rd. 100 Landkrankenkassen 1,2 (1/0 aller Mit-
glieder. 

Zum Kreis der Pfiichtversicherten gehören alle Arbeiter, ferner Ange-
stellte, soweit ihr Jahresarbeitsverdienst die Versicherungspflichtgrenze, 
die auf 75 Ofo der allgemeinen Bemessungsgrundlage der iRV ,für Arbei-
ter festgesetzt ist, nicht übersteigt, alle Lehrlinge, Rentner, soweit sie 
nicht anderweitig versichert sind, Arbeitslose, landwirtschaftliche Un-
ternehmer und ihre mitarbeitenden tFamilienangehörtgen sowie einige 
kleinere Gruppen, sofern das individuelle Jahreseinkommen die Ver-
sicherungspflichtgrenze nicht übersteigt. 

Zu den Versicherungsberechtigten zählen alle angestelltenversiche-
rungspflichtigen Angestellten, die als Berufsanfänger wegen Überschrei-
tung der Versicherungspflichtgrenze bei der GKV nicht versicherungs-
pflichtig sind, aus einer versicherungspflichtigen Beschäftigung Ausge-
schiedene sowie andere Personen, deren Einkommen unter der Versiche-
rungspflichtgrenze liegt. Sowohl bei den Pflticht- als auch bei den frei-
willig Versicherten erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf die 
nicht selbständig versicherten Familienangehörigen. 

Im April 1971 waren 54,7 Mio. Personen im Rahmen der GKV ver-
sichert. Bezogen auf die durchschni ttliche WohnbevöLkerung des gleichen 
Jahres waren das 89,2 0f08. 

7 Vgl. H. Jäger: Sozialversicherungsrecht. Leitfaden für Praxis und Aus-
bildung mit Schaubildern und Beispielen, 6., überarbeitete Aufl., Berlin 1974, 
sowie Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1973, Stutt-
gart-Mainz 1973, S. 392 ff. 

S Vgl. Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1973, 
a.a.O., S. 13, 394. 
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Die Finanzierung der GKVerfolgt so gut wie ausschließlich durch die 
laufenden Beiträge der Versicherten. Selbständig Beschäftigte bringen 
ihren Beitrag unmittelbar in voller Höhe selbst auf, bei unselbständig 
Beschäftigten entfällt er im Regelfall zu je 50 % auf Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber. Die Beiträge für Rentner werden von den Trägern der 
GRV, für Wehrpflichtige 'Vom Bund und für Empfänger von Arbeits-
losengeld von der Bundesanstalt für Arbeit geleistet. 

Die Beitragsbemessungsgrenze ist bundeseinheinich auf 75 % der 
Bemessungsgrundlageder Arbeiterrentenversicherung fes~gelegt. Die 
Beiträge werden von den einzelnen Kassen j,e nach ihrem unterschied-
lichen Finanzbedarf (weitgehend autonom) fix,iert. Am 1. 1. 1971 
schwankte der Beitragssatz für P,fiichtmitglieder mit Entgeltsfortzah-
lungsanspruch für mindestens sechs Wochen bei ,einem Durchschnitts-
satz von 8,12 % zwischen 4,2 'und 10,4 % 9• 

Was die Leistungsseite betrifft, so kommt die GKV - unabhängig 
von der Höhe der .geleisteten Beiträge - für die Kosten für Sach- und 
Dienstleistungen auf, ,die im Falle der Krankheit undlEntbindung zweck-
mäßig, ausreichend und notwendig sind. In beschränktem Umfang wer-
den die Kosten für vorbeugende Maßnahmen, Z'a'hnersatz und Hilfs-
mittel übernommen. Bei Arzneien muß der Versicherte, sofern er nicht 
Rentner ist, je Verordnungsblatt 20 Ofo der Kosten, jedoch höchstens 
2,50 UM se1bst tragen. 

Barleistungen werden - meist in Abhängigkeit vom Arbeitseinkom-
men und der Zalhl der millversorgten Angehörigen - ~ganz überwiegend 
in Form des Kranken-, Mutterschafts- und des Stel.'lbegeldes geleistet. 

2. Umverteilungsaspekte in zeitpunktbezogener Sicht 

Während die privaten Krankenversicherungen (PKV) unter dem 
Druck, '(weitgehend) das versicherungsmathematische Äquivalenzprinzip 
zu verwirklichen, die Beiträge nach der Z'ahl, dem Geschlecht, dem Alter 
und in manchen Fällen auch nach den Vorerkrankungen der von einem 
Versicherungsnehmer versicherten Personen differenzieren, sind, wie 
die kul"lZe Skizze zeigt, die Beiträge in der GKV nicht von der Höhe des 
durch die genannten Merkmale hauptsächlich determinierten Risikos, 
sondern allein vom Bruttoarbeitseinkommen abhängig. Dadurch kommt 
es (abgesehen von versicherungsimmanenten Verteilungseffekten) zu 
Umverteilungswirkungen im Sinne von Divel'igenzen zwischen Beitrags-
'Und Risikostruktur, die 'Vor allem durch 

9 Vgl. Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Arbeits- und sozial-
statistische Mitteilungen, 1973, Nr. 2, S. 111. 
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- das Alter und 

-das Geschlecht des Versicherten, 

- die Zahl, das Alter und das Geschlecht der mitversicherten Fami-
lienangehöl"igen, 

- .die Höhe des Bruttoeinkommens des Versicherten 

bestimmt werden. 

a) Die Altersabhängigkeit des Risikos 

1. Sachleistungen 

Für die GKV stehen keine Unterlagen zur Verfügung, denen man die 
Abhängigkeit des Risikos (der durchschnittlichen Leistungen) vom Alter 
der Versicherten -entnehmen könnte. Deshalb wird hier bei den Sach-
leistungen auf die seit 1970 vom Verband der privaten Krankenversi-
cherung veröffentlichten sog. Durchschnittsprofile zurückgegriffen, die 
im Rahmen der Krankheitskostenvolltarife aus den durchschnittlichen 
Rechnungsbeträgen gewonnen werden. Sie zeigen, nach Geschlecht und 
nach vier Leistungsgruppen getrennt und jeweils auf die Altersgruppe 
40 bis unter 45 Jahre bezogen, die Kranlclleitskostenrelationen in Ab-
hängigkeit vom Alter, soweit sich diese Kosten in den den PKV einge-
reichten Rechnungen niederschlagen (vgl. Tabelle 1). 

Gewiß ist es nicht unproblematisch, diese Profile auf die GKV zu über-
tragen: Man denke nur 'an die unterschiedlichen Preise, an die bei den 
freiwillig Versicherten zu vermutende Tendenz, schlechte Risiken in der 
GKV abzusichern, an die wahrscheinhlch wesentlich ,geringere Geburten-
häufigkeit der in der PKV versicherten Frauen und an die unterschied-
lichen "Verbrauchsgewohnheiten"lo. Es liegen keine Untersuchungen 
vor, denen entnommen werden könnte, inwiew,eit diese Faktoren sich 
nicht nur auf das Niveau, sondern auch auf die Struktur der Leistungen 
auswirken. Gemessen an Alternativverfahren,etwa auf die Relation 
"Kranke Personen und Personen in regelmäßiger ärztlicher Behand-
lung in v. H. der Wohnbevölkerung der betreffenden Altersgruppe" 11, 

10 So ist z. B. von Mitgliedsuntemehmen des Verbandes der PKV "fest-
gestellt worden, daß oftmals die durchschnittliche Krankenhausverweildauer 
bei den Versicherten der GKV die der Versicherten der PKV übersteigt". 
Vgl. Verband der privaten Krankenversicherung e. V.: Die private Kranken-
versicherung im Jahre 1971, Köln o. J., S. 111. 

11 Diesen Weg beschreitet I. Metze in seiner Arbeit "Soziale Sicherung und 
Einkommensverteilung", a.a.O., bei der Analyse eines Jahres, für das die 
Profile der PKV noch nicht ermittelt wurden, "Um wenigstens eine unge-
fähre Vorstellung von den durch Alter und Geschlecht eines Versicherten 
entstehenden Wirkungen auf das Krankheitsrisiko des Versichertenbestandes 
einer Kasse zu erhalten" (S.150). Die Bedenken gegen dieses Vorgehen 
werden durch den Umstand verstärkt, daß die Krankheitsquotenstruktur 
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Tabelle 1 

Durchschnittsprofile der Rechnungsbeträge für Arzneien und Verbandmittel, 
Zahnbehandlung und -ersatz, sämtliche übrigen ambulanten Leistungsarten 
und sämtliche stationären Leistungsarten aus Volltarifen im Jahre 1971, 

normiert auf die Altersgruppe 40 bis unter 45 Jahre 

Altersgruppe 

75 und älter 
70 bis unter 75 
65 bis unter 70 
60 bis unter 65 
55 bis unter 60 
50 bis unter 55 
45 bis unter 50 
40 bis unter 45 
35 bis unter 40 
30 bis unter 35 
25 bis unter 30 
20 bis unter 25 
15 bis unter 20 

insgesamt 

75 und älter 
70 bis unter 75 
65 bis unter 70 
60 bis unter 65 
55 bis unter 60 
50 bis unter 55 
45 bis unter 50 
40 bis unter 45 
35 bis unter 40 
30 bis unter 35 
25 bis unter 30 
20 bis unter 25 
15 bis unter 20 

insgesamt 

Arzneien 
und Ver-

bandmittel 

2,921 
2,602 
2,351 
1,953 
1,728 
1,444 
1,254 
1,000 
0,798 
0,625 
0,476 
0,329 
0,358 

1,338 

2,231 
1,971 
1,766 
1,568 
1,393 
1,293 
1,103 
1,000 
0,913 
0,912 
0,808 
0,524 
0,365 

1,269 

Zahn-
behandlung 
und -ersatz 

Männer 

0,598 
0,782 
0,945 
1,098 
1,163 
1,217 
1,167 
1,000 
0,851 
0,788 
0,655 
0,613 
0,632 

0,927 

Frauen 

0,442 
0,592 
0,713 
0,882 
0,999 
1,113 
1,026 
1,000 
0,950 
0,981 
0,923 
0,749 
0,645 

0,879 
I 

Sämtliche 
übrigen 

ambulanten 
Leistungen 

1,936 
1,747 
1,718 
1,582 
1,492 
1,404 
1,240 
1,000 
0,798 
0,685 
0,583 
0,516 
0,603 

1,171 

1,499 
1,382 
1,307 
1,280 
1,252 
1,278 
1,107 
1,000 
0,949 
0,997 
0,933 
0,727 
0,532 

1,129 

I 

Rechnungs-
beträge für 
sämtl. stat. 
Leistungs-
arten aus 

Volltarifen 

3,635 
3,239 
2,866 
2,411 
2,074 
1,576 
1,327 
1,000 
0,865 
0,707 
0,669 
0,550 
0,564 

------

1,558 

1,995 
1,583 
1,374 
1,191 
1,131 
1,186 
1,031 
1,000 
0,985 
1,176 
1,291 
0,759 
0,456 

1,186 

Quelle: Verband der privaten Krankenversicherung e. V.: Die private Krankenver-
sicherung im Jahre 1972, Köln Q. J., S. 86 f. 
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die 1966 im Rahmen einer Zusatzbefragung des Mikrozensus ermittelt 
wurde, oder auf ähnlich grobe IndikatorenZ'urückzugreifen, scheint die 
Verwendung der Durchschnittsprofile jedoch vorzuziehen zu sein. 

Da die für die GKV und die PKV vorgenommenen Gruppierungen 
der Leistungen unterschiedlich sind, ist es notwendig, die in Tabelle 1 
getrennten Profile zusammenzufassen. Die dazu erforderlichen Gewichte 
werden in den Jahresberichten des Verbandes der privaten Kranken-
versicherung e. V. nicht veröffentlicht, doch hat sie die Geschäftsfüh-
rung freundlicherweise in der in Tabelle 2 ausgewiesenen Form zur 
Verfügung gestellt. 

Mit Hilfe der Tabelle 2 läßt sich Tabelle 1 in Tabelle 3 (ohne Angaben 
für die Altersgruppen 0 - unter 15 Jahre) überführen. Die Werte für die 
unterste Altersgruppe werden vom Verband der privaten Krankenver-
sicherung nicht erJiaßt. Die hier benutzten stellte freundlicherweise eine 
der größten deutschen PKV mit überregionalem Tätigkeitsfeld zur Ver-
fügung. 

Man sieht, daß bei einer Zusammenfassung der vier Leistungsarten 
fast durchweg das Krankheitsrisiko (die durchschnittlichen Krankheits-
kosten) mit wachsendem Alter steigen. Ausnahmen davon bilden der 
übergang von den 25- bis unter 35jährigen zu den 35- bis unter 45jäh-
rigen Frauen bzw. von den unter 15jährigen zu den 15- 'bis unter 25jäh-
rigen männlichen Versicherten. 

Tabelle 2 

Die Relationen der Pro-Kopf-Rechnungsbeträge 1971 für Versicherte der 
Altersgruppe 40 bis unter 45 Jahre 

Arzneien und Verbandmittel 

Zahnbehandlung und -ersatz 

Sämtl. übrigen ambulanten Leistungsarten 

Stationäre Leistungsarten 

Männer 

1,000 

1,306 

2,530 

2,051 

Frauen 

1,430 

1,673 

3,155 

3,343 

Quelle: Auskunft des Verbandes der privaten Krankenversicherung e. V., Köln. 

nach der Zusatzbefragung des Mikrozensus 1970 beträchtlich von der für 
1966 ermittelten abweicht, jedenfalls wenn man für 1970 die Tabelle "Kranke 
und unfallverletzte Personen im Oktober 1970 nach ärztlicher und zahn-
ärztlicher Behandlung sowie nach Altersgruppen" heranzieht. Vgl. Krank-
heiten und Unfälle 1970. Ergebnis der Zusatz befragung des Mikrozensus, 
Oktober 1970, in: Wirtschaft und Statistik, 1972, S. 570 ff., hier S.572. 
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Tabelle 3 

Zusammengefaßte Durchschnittsprofile der Rechnungsbeträge für Arzneien 
und Verbandmittel, Zahnbehandlung und -ersatz, sämtliche übrigen ambu-
lanten Leistungsarten sowie sämtliche stationären Leistungsarten aus Voll-
tarifen im Jahre 1971, normiert auf die Rechnungsbeträge für Arzneien und 

Verbandmittel der Männer der Altersgruppe 40 bis unter 45 Jahre 

Altersgruppe Männer Frauen 

bis unter 15 4,105 3,961 

15 bis unter 25 3,732 5,658 

25 bis unter 35 4,576 9,988 

35 bis unter 45 6,304 9,402 

45 bis unter 55 9,154 10,894 

55 bis unter 65 11,813 11,565 

65 und älter 14,686 13,759 

insgesamt 54,370 65,227 

Tabelle 4 
Die in der GKV versicherten Personen nach Altersgruppen im April 1971 

(in 1000) 

Altersgruppe 

unter 15 

15 bis unter 25 

25 bis unter 35 

35 bis unter 45 

45 bis unter 55 

55 bis unter 65 

65 und mehr 

Männer 

6328 

3451 

3856 

3761 

2576 

2538 

2923 

Frauen 

5948 

3538 

3756 

3573 

3505 

3625 

4590 

QueUe: Errechnet aus: Statistisches Bundesamt, Fachserie A: Bevölkerung und 
Kultur, Reihe 6: Erwerbstätigkelt, 11. Versicherte in der gesetzllchen Kranken- und 
Rentenversichreung (Ergebnisse des Mikrozensus), 1971, Stuttgart-Mainz 1972, S. 15 ff. 

nie Altersstruktur der in der GKV versicherten Personen zeigt die 
Tabelle 4. 

nie Profile (Tabelle 3) sowie die nach Altersgruppen gegliederten 
versicherten Personen (Tabelle 4) werden verwendet, um die Leistungs-

4 Schriften d. Vereins f. Socialpolltlk 75/111 
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kategorien "Kranken behandlung durch approbierte Ärzte", "Zahnbe-
handlung", "Al1zneien und Heilmittel", "Krankenhauspflege" sawie den 
auf Sachleistungen entfallenden Teil der Mutterschaftshilfe - das sind 
insgesamt 86 Ofo der Ausga'ben für Leistungen an Versicherte «ohne Ver-
waltungskosten)12 - auf die Altersgruppen umzulegen. 

2. Barleistungen 

Die Barleistungen der GKV umfassen das Kranken-, das Mutter-
schafts- und das Sterbegeld13, denen gemeinsam ist, daß sie einerseits 
meist unmitte1bar von der Einkommenshöhe des Versicherten abhän-
gen, andererseits aber durch andere Tatbestände ausgelöst bzw. mit-
bestimmt werden. 

Krankengeldberechtigt Isind die Pflichtmitglieder !(ohne Rentner), 
nicht die Rentner und die mithelfenden Familienangehörigen. Von den 
freiwilligen Mitgliedern hatten 1971 rd. 59 Ofo einen Anspruch auf Kran-
kengeld, davon 88 % auf Zahlungen nach Ablauf von 6 Wochen. Die 
Krankengeldberechttgung der Pflichtmitglieder war infolge der Einfüh-
rung der Lohnfortzahlung in 98 Ofo der Fälle auf die Zeit nach der 6. 
Krankiheitswoche beschränkt14. 

Die Höhe des Krankengeldes ist einmal vom 'Einkommen und dar-
über hinaus insofern von der Zahl der mitversicherten Familienange-
hörigen bestimmt, als es nach der 6. Woche inAlbhängigkeit davon 
zwischen 75 und 85 Ofo des regelmäßigen Arbeitsentgelts schwankt. An-
sonsten ist die Zahl der Krankheitstage eines Erkrankungsfalls rele-
vant, nach Einführung der Lohnfortzahlung in aller Regel: soweit diese 
42 Tage übersteigen. 

lDie ,Altersabhängigkeit der Krankheitstage wird statistisch nicht er-
faßt, auch nicht in der PKV15. Als Hilfsgrößen bieten sich einmal die 

12 Vgl. Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1973, 
a.a.O., S. 392 f., sowie Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung: Haupt-
ergebnisse der Arbeits- und Sozialstatistik 1972, Bonn 1973, S. 159. 

13 Die Leistungen im Rahmen der Zusatzversicherung auf Sterbegeld, die 
vornehmlich auf die Bundesknappschaft entfallen und eine auslaufende 
Kategorie darstellen, werden wegen der quantitativen Geringfügigkeit (1971: 
7 der 31140 Mio. DM Reinausgaben) nicht berücksichtigt. 

14 Vgl. Bundesminister für Arbeits- und Sozialordnung: Arbeits- und 
sozial statistische Mitteilungen, 1971, Nr. 7, S. 228. 

15 In den in diesem Zusammenhang meist herangezogenen Arbeiten von 
H. G. Timmer heißt es 1969: "Unterstellt man vereinfachend und in An-
lehnung an die bisherige Praxis, daß die relativen Unterschiede zwischen 
den Kopfschäden für zwei verschiedene Leistungszeiten unabhängig vom 
Alter sind ... " bzw. 1971: "Die Altersabhängigkeit der Risikoveränderungen 
bei abgewandelten Leistungszeiten scheint - wie eine nach zwei großen 
Altersgruppen getrennte Untersuchung gezeigt hat - nicht ganz so gering-
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Durchschnittsprofile der Krankenhaustage an, die vom Verband der pri-
vaten Krankenversicherungl6 publiziert werden. Sie haben für den hier 
verfolgten Zweck zwei Nachteile: Einmal erfassen sie pro Altersgruppe 
nur die Krankenhaustage insgesamt, also einschließlich der Tage, für die 
z. B. wegen der Lohnfortzahlung kein Krankenge1d geleistet wird. Zum 
anderen bleiben dabei solche Tage mit Krankengeldberechtigung unbe-
achtet, die nicht mit einem Krankenhausaufenthalt verbunden sind. 

Im Hinblick auf den 2. Faktor scheint es besser zu sein, auf Statisti-
ken des Bundesverbandes der Ortskrankenkassen zunückzugreifen17, in 
denen für jeweils acht Altersgruppen und für Männer und 'Frauen ge-
trennt die Arbeitsunfähigkeitstage der Pflichtversicherten, freiwilligen 
Mitglieder, Familienangehörigen und pflichtversicherten Rentner aus-
gewiesen sind. 

Die Angaben für Rentner und Familienangehörige interessieren hier 
nicht, weil diese Personen nicht krankengeldberechtigt sind. Die Daten 
für die freiwilligen Mitglieder lassen sich wegen offensichtlicher stati-
stischer MäI1!geF8 nicht verwenden, wesha1b wir uns hier auf die Zahlen 
für die Pflichtversicherten stüt:l!en müssen. Dabei wäre es wünschens-
wert, die Arbeitsunfähigkeitstage zwischen dem 43. und 546. Tage eines 
Arbeitsunfähigkeitsfalls, die fast immer mit einem Anspruch auf Kran-
kengeld verbunden sindl', nach Altersgruppen differenziert zu haben; 
leider liegen solche Angaben nur jeweils global für die männlichen und 

fügig zu sein, und zwar müßten eigentlich bei einer Akzentverlagerung bei 
den Leistungszeiten hin zu längeren Arbeitsunfähigkeiten die Kopfschaden-
profile ,steiler', d. h. die Altersabhängigkeit der Kopfschäden stärker werden. 
Verwendungsfähige Ergebnisse waren hier jedoch nicht zu erzielen, da das 
Beobachtungsmaterial bei einer Aufspaltung nicht nur nach Arbeitsunfähig-
keitsdauer, sondern auch noch nach mehreren Altersgruppen keine aus-
reichende Aussagekraft mehr hat. So muß es notgedrungen und auch im 
Sinne einer besseren Praktikabilität bei der Vernachlässigung der Alters-
abhängigkeit bleiben." Vgl. H. G. Timmer: Neuere Untersuchungen über die 
Entwicklung der Arbeitsunfähigkeitsdauern, in: Berichte über den Inter-
nationalen Kongreß der Versicherungsmathematiker, Bd. 3, Berlin 1969, 
S.696, und ders.: Neue Untersuchungen über die Kopfschäden in der Tage-
geldversicherung, in: Blätter der Deutschen Gesellschaft für Versicherungs-
mathematik, Bd. X, 1971, S. 39 f. 

16 Vgl. Verband der privaten Krankenversicherung e. V.: Die private 
Krankenversicherung im Jahre 1972, a.a.O., S.87. 

17 Es handelt sich um eine Repräsentativerhebung mit einem Auswahlsatz 
von 10 Ofo der Arbeitsunfähigkeitsfälle. An dieser Erhebung beteiligen sich 
359 Ortskrankenkassen mit einem Anteil von 90 °/0 des Gesamtbestandes an 
Pflichtmitgliedern. 

18 Vgl. Bundesverband der Ortskrankenkassen: Krankheitsarten-, Krank-
heitsursachen- und Sterblichkeits-Statistik der Ortskrankenkassen 1971, 
Teil 2: Freiwillige Mitglieder und Rentner, Bonn-Bad Godesberg 1972, S.3. 

19 Das Krankengeld wird wegen derselben Krankheit höchstens für 
78 Wochen innerhalb von je drei Jahren gewährt. 

4' 
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weiblichen Pflichtversicherten vor20• Die daraus für die beiden Ge-
schlechter errechenbaren globalen sog. Reduktionsfaktoren auf die 
Krankheitstage aller Altersgruppen anzuwenden, wie das die PKV für 
bestimmte ~wecke tut21 , bringt für unser Problem keine Verbesserung, 
weshalb für die Altersabhängigkeit der Arbeitsunfähigkeitstage mit 
Krankenge1danspruch auf die Profile der Arbeitsunfäihigkeitstage ins-
gesamt zurückgegriffen werden muß {vgl. Tabelle 5). Weil damit zu 
rechnen ist, daß mit steigendem Alter die ,zahl der Arbeitsunfähigkeits-
tage pro AI'Ibeitsunfähigkeitsfall wächst22, dürfte dies dazu führen, daß 
der ausgewiesene Anstieg der Krankengeldzahlung in Abhängigkeit 
vom Alter hinter dem tatsächlichen zurückbleibt. 

Tabelle 5 

Arbeitsunfähigkeitstage im Jahre 1971 je 1000 Pflichtmitglieder 
(ohne Rentner) der Ortskrankenkassen 

Altersgruppe Männer Frauen 

bis unter 15 8829 10492 

15 bis unter 25 15727 15813 

25 bis unter 35 18284 20472 

35 bis unter 45 19410 20859 

45 bis unter 55 21769 22346 

55 bis unter 65 31182 26136 

65 und älter 28774 19885 

QueUe: Bundesverband der Ortskrankenkassen: Krankheltsarten-, Krankhelts-
ursachen- und Sterblichkeits-Statistik der Ortskrankenkassen 1971, Teil 1: PflIchtmIt-
glieder, Bonn-Bad Godesberg 1972, S. 5, 7, 9. 

Für idie Ermittlung der zweiten wichtigen Komponente, des Brutto-
arbeitseinrkommens der Versicherten in Abhängigkeit vom Alter, kann 
auf den Mikrozensus oder auf die Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe '(EVS) zurückgegriffen werden. Da die Angaben der EVS in den 
offiziellen Publikationen nicht in dem für die vorliegende Untersuchung 
erfol'derlichen Maße untergliedert .sind, zog der Verfasser zunächst in 
der den Mitgliedern Ides Finanzausschusses vorgelegten ersten Fassung 
dieser Studie die EI'Igebnisse des ,Mikrozensus (Apl'il1971) heran - trotz 

20 Vgl. Bundesverband der Ortskrankenkassen: Statistik der Ortskranken-
kassen in der Bundesrepublik Deutschland 1971. Gliederung der Arbeits-
unfähigkeitsfälle nach ihrer Dauer, Bonn-Bad Godesberg 1972. 

21 Vgl. Fußnote 15. 
22 Vgl. H. G. Timmer: Neue Untersuchungen über die Kopfschäden in der 

Tagegeldversicherung, a.a.O., S. 39. 
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der offensichtlichen großen Unzulänglichkeiten, die mit dem Nettoge-
samteinkommen im Hinblick auf das Untersuchungsziel verbunden 
sind. Durch die Arbeiten, die auf der Basis des Primärmaterials der 
EVS 1969 im Rahmen des von Prof. Krupp, Frankfurt/M., geleiteten 
Forschungsprogramms "Sozialpolitisches !Entschetdungs- und Indikato-
rensystem für die Bundesrepublik Deutschland (SFES)" durchgeführt 
und von Herrn Dr. Hechelt jen freundlicherweise für die Zwecke dieser 
Untersuchung aufbereitet und zur Verfügung gestellt wurden, kann 
jetzt auf das in der iEVS erraßte Bruttoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit abgestellt werden, also auf die Größe, ,die sowohl für die Bei-
tragserhebung als auch ,für die Verteilung der Barleistungen relevant 
,ist. Die nicht krankengeLdberechtigten Mitglieder werden dadurch aus-
zuklammern versucht, daß nur die Pflicht- und freiwillig Versicherten 
erfaßt werden, soweit sie Angestellte, Arbeiter oder Lehrlinge sind. 

Bei der Berechnung des durchschnittlichen beitragspflichtigen Brutto-
arbeitseinkommens werden die jenseits der Beitragsbemessungsgrenze 
liegenden Einkommensteile nicht berücksichtigt. Da sich die Daten der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe auf das Jahr 1969 beziehen, 
werden sie entsprechend dem Wachstum der BruUolohn- und -gehalts-
summe je ,durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer23 auf 1971 hoch-
gerechnet (vgl. Tabelle 6). 

Tabelle 6 
Durchschnittliches beitragspflichtiges Bruttojahreseinkommen aus unselb-
ständiger Arbeit der bei der GKV pflicht- und freiwillig versicherten 

Angestellten, Arbeiter und Lehrlinge 

Altersgruppe Männer Frauen 

bis unter 16 2280,99 2987,01 
16 bis unter 25 7800,78 7539,70 
25 bis unter 35 15919,16 11150,25 
35 bis unter 45 16180,70 10482,89 
45 bis unter 55 15842,92 10767,19 
55 bis unter 65 14846,43 10001,03 
65 und mehr 12713,30 8407,65 

QueUe: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969, aufbereitet und zur Verfügung 
gestellt von Herrn Dr. Hechelt jen, SPES-Programm, Johann Wolfgang Goethe-Universi-
tät, Frankfurt/Main. - Bei der Ermittlung der durchschnittlichen beitragspflichtigen 
Bruttojahreseinkommen wurden die Einkommenstelle jenseits der Beitragsbemessungs-
grenze nicht berÜckSichtigt. Die für 1969 ermittelten Daten wurden entsprechend dem 
Wachstum der Bruttolohn- und -gefialtssumme je durchschnittlich beschäftigten Arbeit-
nehmer auf 1971 hochgerechnet. 

23 Vgl. Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1973, 
a.a.O., S.520. 
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Die Besetzungszahlen für das Jahr 1971 wurden dem Mikrozensus ent-
nommen, soweit es sich um pfld.cht- oder freiwillig versicherte Erwerbs-
tätige mit überwiegendem Lebensunterhalt durch Erwerbstätigkeit, 
Arbeitslosengeld/-hilfe, Rente, Pension, durch Eltern oder Ehemann 
sowie Erwerbslose mit überwiegendem Lebensunterhalt durch Arbeits-
losengeLd, Arbeitslosenhilfe handelt (vgl. Tabelle 7). 

TabeHe 7 

Zahl der in der GKV pflicht- oder freiwillig versicherten Erwerbstätigen 
mit überwiegendem Lebensunterhalt durch Erwerbstätigkeit, Arbeitslosen-
geld/-hilfe, Rente, Pension, durch Eltern oder Ehemann sowie Erwerbslosen 
mit überwiegendem Lebensunterhalt durch Arbeitslosengeld, Arbeitslosen-

hilfe, April 1971 (in 1 000) 

Altersgruppe Männer Frauen 

bis unter 16 25,4 26,1 

16 bis unter 25 2256,3 2090,1 

25 bis unter 35 3618,2 1551,2 

35 bis unter 45 3530,1 1298,9 

45 bis unter 55 2328,8 1309,3 

55 bis unter 65 1864,8 720,7 

65 und mehr 225,3 73,1 

QueUe: Statistisches Bundesamt: Mikrozensus April 1971, KrankenversIcherungs-
tabelle, Sondertabelle 15. 

Der Umstand, daß ,der Anspruch auf Krankengeld teils bereits mit 
dem ersten Kranklheitstag, teils erst nach Ablauf von 6 Wochen einsetzt, 
ferner auch von der Zahl der unterhaltenen Familienangehörigen ab-
hängt, wird in seiner Auswi.I1kung auf die Altersabhängigkeit des Kran-
kengeldes nicht berücksichtigt. 

Die Barleistungen im Rahmen der Mutterschaftshilfe, das sog. Mutter-
schaftsgeld, werden in recht unterschiedlicher Weise festgelegt: teils wie 
das Krankengeld, teils in Höhe des ausgefallenen Nettoentgelts, teils -
sofern kein Anspruch auf eine dieser genannten Leistungen besteht -
als Fixbetrag von 150 DM. 

Der zuletzt genannte E'ixbetrag spielt im Vergleich zu den Fällen, 
wo das Mutterschaftsgeld Ldhnersatzfunktion hat, eine sehr unterge-
ol'dnete Rolle. Aus diesem Grund wird unterstellt, daß Mutterschafts-
geld nur Iden erwerbstätigen bzw. Arbeitslosengeld/Arbeitslosenunter-
stützung beziehenden erwerbslosen Frauen zufließt. Basis für die Ver-
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Verteilungswirkungen der Sozialversicherung 55 

teilung auf die drei Altersgruppen 16 bis unter 25, 25 ;bis unter 35, 35 bis 
unter 45 Jahre sind die dem Mikrozensus 1971 entnommenen Besetzungs-
zahlen, die altersspezifischen Gehurtenhäufi:gkeiten, die allerdings nur 
bezogen auf die gesamte weibliche Bevölkerung zur Verfügung stehen, 
und die durchschnittlichen Bruttojahreseinkommen aus unselbständiger 
AI1beit (vgl. Tabelle 8). Die Zusammenfassung der jahrgangs- und j.ahr-
gangsgruppenspezifischen Geburtenhäufigkeiten impliziert die unreali-
stische Annahme einer gleichmäßigen Verteilung der Versicherten -auf 
die einzelnen Jahrgänge. 

Tabelle 8 
Zahl und durchschnittliches Bruttojahreseinkommen aus unselbständiger 
Arbeit der bei der GKV pfticht- oder freiwillig versicherten weiblichen 
Erwerbstätigen mit überwiegendem Lebensunterhalt durch Erwerbstätig-
keit, Arbeitslosengeld/-hilfe, Rente, Pension, durch Eltern, Ehemann und der 
weiblichen Erwerbslosen mit überwiegendem Lebensunterhalt durch Arbeits-

losengeld/-hilfe sowie Geburtenhäufigkeiten im Jahre 1971 

Durchschnitt-
Altersgruppe Besetzungszahla) liches Brutto- Geburtenhäufig-

(in 1000) jahreseinkommen keitenb) 
(DM)a) 

16 bis unter 25 2090,1 7539,70 776,7 

25 bis unter 35 1551,2 11150,25 911,0· 

35 bis unter 45 1298,9 10482,89 229,7 

a) VgI. Tabelle 7. 
b) Auf 1 000 Frauen je Altersjahrgang der gesamten weiblichen Bevölkerung. VgJ. 

Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1973, a.a.O., S. 58. 

Es bleibt schließlich noch das Sterbegeld. Die Regelleistung beträgt 
für das MitgliedersteI'lbegeld das Zwanzigfache des Grundlohns, minde-
stens jedoch 100 DM. Daneben wird Familiensterbegeld beim Tod des 
Ehegatten, eines Kindes oder eines überwiegend unterhaltenen Ange-
hörigen in Höhe des halben Mitgliedersterbegeldes gewährt, 'Wobei aber 
ggf. deren eigene Ansprüche auf gesetzliches Sterbegeld angerechnet 
werden. lDiese Abhängigkeit vom Einkommen des Versicherten, der 
Zahl und dem Versicherungsstatus der Angehörigen läßt sich gen au nur 
schwer in den Griff bekommen. Zumalauf das Sterbegeld nur weniger 
als 2% der Leistungen entfallen, scheint es vertretbar ,zu sein, es nach 
der Zahl, der Altersgliederung der Mitglieder, der altersspezifischen 
Sterbeziffern sowie einer altel1Sgruppenspezifischen einkommensbezo-
genen Bemessungs.grundlage zu verteilen, die als gewogenes arithmeti-
sches Mittel aus den Mitgliedern in der .Albgrenzung der Talbelle 7 und 
dem durchschnittlichen Bruttoarbeitseinkommen aus unselbständiger 
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Verteilungswirkungen der Sozialversicherung 57 

Arbeit (Tabelle 6) einerseits, den Rentnerversicherten bei Verwendung 
des durchschnittlichen Jahresgrundlohns, der im Jahre 1971 für die 
überregional tätigen Kassen der GKV auf DM 10 857,60 festgelegt wurde!«, 
andererseits errechnet wird (vgl. Tabelle 9). 

Im Jahre 1971 beliefen sich bei der GKV 

die Sachleistungen auf 

das Krankengeld auf 

das Mutterschaftsgeld auf 

das Sterbegeld auf 

24 095 Mio. DM, 

2 958 Mio. DM, 

743 Mio.DM, 

587 .Mio. DM, 

die Verwaltungskosten auf 1477 Mio. DM. 

Unter Verwendung der Tabellen 3 bis 9 gelangt man zu folgenden 
durchschnittlichen Leistungen je versicherter männlicherbzw. weiblicher 
Person in Abhängigkeit vom Alter, wobei die Verwaltungskosten als 
eigene Leistungskategorie interpretiert und gleichmäßig auf die versi-
cherten Personen umgelegt werden (vgl. Tabelle 10): 

Man sieht, daß bei Iden Männern durchgehend das Krankheitskosten-
risiko mit ste1gendem Alter wächst. Die Pro-Kopf-Leistung,en an die 
älteste Gruppe hetragen 419 % der Pro-Kopf-Leistungen an die jüngste 
Gruppe. Bei den Frauen wird diese Tendenz uberlagert von denim 
gebärfähigen Alter vorübergehend auftretenden besonderen Kosten im 
Rahmen der Mutterschaftshilfe. Das erklärt den steilen Anstieg der Lei-
stungen beim übergang von der Gruppe der unter 16jährigen ,zur 
Gruppe der 16- bis unter 25jährigen und wiederum zu den 25- bis unter 
35jäihrigen Versicherten, gefolgt von einem absoluten Rückgang des 
AusgahennLveaus. Die Pro-Kopf-Leistungen ,an die älteste weibliche 
Gruppe belaufen sich auf 354 % der entsprechenden Leistungen an die 
jüngste Gruppe. 

b) Die Geschlechtsabhängigkeit des Risikos 

Wenn man die durchschnittlichen Gesamtleistungen je Versicherten 
betrachtet, sieht man, daß das Aus.gabenniveau {der Risikograd) für 
Frauen in der jüngsten und in den beiden ältesten IGruppe(n) unter 
dem der Männer, ansonsten jedoch darÜJber liegt. Die Relation Pro-
Kopf-Leistungen an Frauen 'zu Pro-Kopf-Leistungen ,an Männer ist mit 
2,61 in der Altersgruppe 25 bis unter 35 Jahre am höchsten; der durch-
schnütliche Wert über alle Altersgruppen beträgt 1,15. 

24 Vgl. Bekanntmachung über die Grundlöhne der nach § 165 Abs. 1 Nr.3 
RVO versicherten Mitglieder der Krankenkassen vom 18.12.1970, in: 
Bundesarbeitsblatt, 1971, S. 143. 
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58 Norbert Andel 

Tabelle 10 

Die durchschnittlichen Leistungen der GKV im Jahre 1971 
in DM pro Kopfa) 

Männer 

Verwal- Leistun- ~Frauen 
Altersgruppe Sachlei- Kranken- Sterbe- tungs- gen 

~Männer stungen geld geld kosten ins-
gesamt b) 

unter 16 225,88 10,63 0,41 27,37 264,29 0,991 

16 bis unter 25 205,02 64,90 1,30 27,37 298,59 1,816 

25 bis unter 35 251,68 153,97 2,50 27,37 435,52 2,160 

35 bis unter 45 346,37 166,14 4,62 27,37 544,50 1,321 

45 bis unter 55 503,86 182,44 10,27 27,37 723,94 1,047 

55 bis unter 65 649,85 244,89 26,81 27,37 948,92 0,856 

65 und mehr 807,94 193,51 77,84 27,37 1106,66 0,839 

Frauen 

Sachlei- _I Mutter- Sterbe- Verwal- Leistun-
Altersgruppe Kranken-I schafts- tungs- gen stungen geld geld geld kosten insgesamt 

I 

unter 16 217,81 16,55 0,28 27,37 262,01 

16 bis unter 25 311,46 63,07 139,78 0,42 27,37 542,10 

25 bis unter 35 549,21 120,75 242,47 0,82 27,37 940,62 

35 bis unter 45 517,13 115,67 57,53 1,75 27,37 719,45 

45 bis unter 55 598,77 127,28 4,18 27,37 757,60 

55 bis unter 65 636,31 138,27 

: 

9,83 27,37 811,78 

65 und mehr 756,67 88,43 55,80 27,37 928,27 

a) Die Sachleistungen und Verwaltungskosten sind auf diegesartlten in der GKV 
versicherten Personen (einschließlich mitversicherter Familienangehöriger), das Sterbe-
geld auf alle pflicht-, freiwUlig und als Rentner versicherten Mitglieder der GKV (Vgl. 
Tabelle 9), das .Krankengeld auf die Mitglieder in der Abgrenzung der Tabelle 7, das 
Mutterschaftsgeld auf die weiblichen Mitglieder in der Abgrenzung der Tabelle 7, 
soweit sie den Altersgruppen 16 bis unter 45 Jahre angehören, bezogen worden. 

b) Summe der Pro-Kopf-Leistungen an Frauen zu Summe der Pro-Kopf-Leistungen 
an Männer. . . 

Da in der PKV relativ viele unverheiratete Frauen ohne Kinder ver-
sichert sind, ist anzunehmen, daß sie im Durchschnitt weniger Kinder 
haben als die in der GKV versicherten Frauen. Aus diesem Grunde 
werden in Tabelle 10 in den Altersstufen 16 bis unter 45 Jahre die Sach-
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Verteilungswirkungen der Sozialversicherung 59 

leistungen an Frauen ebenso wie die Relation Pro-Kopf-Leistungen an 
Frauen 'Zu Pro-Kopf-Leistungen an Männer wohl zu niedrig ausgewiesen. 

c) Die Abhängigkeit des Risikos von den mitversicherten 
Familienangehörigen 

Das Risiko, das ein Mitglied für die GKV darstellt, ist nicht nur vom 
Alter, Geschlecht und vom Arbeitsentgelt des Mitgliedes seLbst abhän-
gig, sondern auch von der Zahl sowie dem Alter und Geschlecht der von 
ihm unterhaltenen, in den Versicherungsschutz einbezogenen Familien-
angehörigen. Leider kann man die bi:slang ermittelten Angaben über die 
durchschnittlichen Leistungen nicht beliebig kombinieren, weil in Ta-
belle 10 schon ganz bestimmte Merkmale zUigrundegelegt sind. So 'ent-
halten die herangezogenen Profile der PKV bei den Frauen immer auch 
die mit Entbindungen im Zusammenhang stehenden Leistungen, lassen 
sich also nicht auf alleinstehende Frauen ohne Kinder übertragen. 
Ebenso ist beim Krankengeld schon ein bestimmtes ,Einkommen unter-
stellt. Diese F'aktoren sowie die durch die StatistLken vorgegebenen 
Altersgruppen haben die Wahl der foLgenden drei Fälle wesentlich mit-
bestimmt: 

Fall 1: ,Alleinstehendes erwerbstätiges männliches Mitglied. 

Fall 2: Erwerbstätiges männliches Mitglied, das im Alter von 25 Jahren 
eine nicht berufstätige 15jährige Frau heiratet, die im ,gleichen 
Lebensjahr das erste, mit 25 Jahren das zweite Kind bekommt. 
Heide Kinder sind männlich und bleiben his zum vollendeten 
20. Lebensjahr mitversichert. 

Fall 3: Die Ehefrau berufstätig, sonst wie Fall 2. 

,Es wil'd unterstellt, daß die Versicherungsmitglieder jeweils das in 
TaJbelle 6 ausgewiesene Durchschnittseinkommen beziehen, daß sie fer-
ner - im Fall 2 auch die mitversicherte ,Ehefrau - die höchste Alters-
gruppe erreichen. Für die nicht berufstätige Ehefrau werden weder 
Kranken- noch Mutterschaftsgeld angesetzt. Die Sachleistungen im .zu-
sammenhang mit Entbinldungen und das im Fall 3 an die 'Ehefrau ge-
zahlte Kranken- und Mutterschaftsgeld wel'den nicht im Zeitpunkt der 
Entbindung veranschlagt, sondern "zeitlich verteilt" entsprechend der 
Tabelle 10. Das gleiche gilt für die Behandlung des Sterbegeldes. Für 
die Kinder werden während der ersten 10 Jahre die Sachleistungen der 
ersten, dann der zweiten, für die Ehefrau während des ersten Ehejahres 
die Letstun.gen der zweiten Altersgruppe der Tabelle 10 zugrundegelegt. 

Wie Tabelle 11 Izeigt, sind die Risiken in den drei. Beispielen sehr 
unterschiedlich. Die Relation 'der Leistungen Fall 3: zu Leistungen Fall 1 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-43378-0 | Generated on 2025-07-27 19:05:20



60 Norbert Andel 

ist in der Altersgruppe 35 bis unter 45 Jahre mit 3,6 am größten; im 
Durchschnitt beträgt sie 2,1. 

Tabelle 11 

Die durchschnittlichen Ausgaben pro Mitglied in Abhängigkeit von den 
mitversicherten Familienangehörigen und der Erwerbstätigkeit der Ehefrau 

Leistungen insgesamt in DM 
Altersgruppea) 

Falllb) Fa1l2c) Fall 3d) 

unter 16 264,29 264,29 264,29 

16 bis unter 25 298,59 298,59 298,59 

25 bis unter 35 435,52 1027,60 1230,87 

35 bis unter 45 544,50 1606,72 1970,76 

45 bis unter 55 723,94 1500,83 1675,78 

55 bis unter 65 948,92 1575,06 1706,52 

65 und mehr 1106,66 1770,34 1918,44 

a) Die Altersgruppierung bezieht sich In den Fällen 2 und 3 auf das Alter des 
Ehemannes. 

b) Alleinstehendes erwerbstätiges männllches Mltglled. 
c) Erwerbstätiges männllches Mltglled, das Im Alter von 25 Jahren eine 15jährlge 

Frau heiratet, die Im gleichen Lebensjahr das erste, mit 25 Jahren das zweite Kind 
bekommt. Belde Kinder sind männllch und bleiben bis zum vollendeten 20. Lebensjahr 
mitversichert. 

d) Ehefrau berufstätig, sonst wie Fall 2. 

d) Die Determinanten des individuellen Beitrags 

Kommen wir nun zur Beitragsseite der GKV. Die Höhe des Beitrags 
eines Versicherten .ist meist einmal von der Höhe des von der einzelnen 
Kasse festgelegten Beitragssatzes abhängig, der je nach dem Ausmaß 
des Anspruchs auf Krankengeld differenziert ist, sodann von der Höhe 
des Bruttoarbeitsentgelts des Versicherten, jedenfalls bis zur iErrei-
chung der Beitragsbemessungsgrenze, ab der er konstant bleibt. Die 
wichtigsten Faktoren, die das Krankheitsrisi:ko bestimmen und nach 
denen die PKV fast ausschließlich ihre Beträge festlegen - Zahl, 
Alter und Geschlecht der versicherten Personen -, spielen hier also 
unmittelbar keine ,Rolle. Lediglich in bezug auf die Barleistungen mit 
LohneI1satzfunktion wird bei der GKVauf der Leistungs- und Beitrags-
seite auf einen 'gemeinsamen Bestimmungsfaktor ahgestellt. 

e) Die Determinanten des Beitragssatzes einer GKV -Kasse 

Die Beitragssätze variieren zwischen den GKV beträchtlich, wie die 
folgende Tabelle 12 zeigt, und zwar sowohl innel'lhalb der Kassengrup-
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Verteilungswirkungen der Sozialversicherung 61 

pen als auch zwischen den durchschnittlichen Beitragssätzen der einzel-
nen Gruppen. 

Die Ausgaben einer einzelnen GKV-Kasse, die die Höhe der Beitrags-
sätze bedingen, werden einmal vom Leistungsniveau im Sinne des für 
den Eintritt des Krankheitsfalls zugesagten Leistungsvolumens, sodann 
von der Nachfrageintensität der Mitglieder bestimmt, die man als vor 
allem 

von der Zahl der mitversicherten Familienangehörigen, 

von der dbjektiven MOl1bidität der Versicherten, 

- von der subjektiven Bereitschaft, krank zu sein bzw. Leistungen 
der GKV in Anspruch zu nehmen und 

- von dem Nachfragebefriedigungspotential der einzelnen Regionen 

abhängig betrachten kann. 

Tabelle 12 

Beitragssätze der gesetzlichen Krankenversicherung am 1. 1. 1971 
für Pflichtmitglieder mit Entgeltfortzahlungsanspruch für mindestens 

6 Wochen 

Höchster 
Durch- Höchster Niedrigster Beitragssatz 

Kassenart schnittlicher Beitragssatz Beitragssatz in % des 
Beitrags- niedrigsten 
satz r'/o)a) (2) in Ufo 

(Ufo) r'/o) von (3) 

Sämtliche Kassen ...... 8,12 10,4 4,2 247,6 
RVO- und Knappschafts-

kassen ............... 7,98 10,4 4,2 247,6 
Ortskrankenkassen ..... 8,09 9,7 5,6 173,2 
Landkrankenkassen .... 8,83 10,4 7,0 148,5 
Betriebskrankenkassen 7,47 10,0 4,2 238,0 
Innungskrankenkassen . 7,79 9,2 6,0 153,3 
See-Krankenkassen .... 6,60 - - -
Bundesknappschaft .... 9,60b) - - -
Ersatzkassen 

der Arbeiter ......... 8,00 8,9 6,7 132,8 
Ersatzkassen 

der Angestellten 0 •••• 8,68 9,0 8,2 109,7 

a) Mit der Mitgliederzahl gewogener Durchschnitt. 
b) Beitragssatz für Arbeiter. 
Que!!e: Arbeits- und sozialstatistIsche Mitteilungen, Nr.2, 1971, S.l11. 
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Das Leistungsniveau ist innerhalb der GKV, speziell innerhalb der 
RVO-Kassen, weitgehend einheitlich, da im Laufe der Zeit sich der 
Anteil der über die Pflichtleistungen hinausgehenden Mehrleistungen 
wegen des Ausbaus der Pflichtleistungen 'verringerte. So machten 1967 
in Baden-Württemberg die Mehrausgaben der Orts-, Betriebs- und 
Innungskrankenkassen nur 1,5 % der gesamten Leistungen aus25 • 

Das Risiko, das ein Versicherungsnehmer für eine Kasse bedeutet, 
ist um so größer, je größer die Zahl der mitversicherten Familienange-
hörigen ist. Es steigt - ceteris par1bus - mit wachsendem Durch-
schnittsalter und mit wachsendem Anteil der we~blichen Versicherten. 

Es ist zu vermuten, daß die Beanspruchung der GKV je nach dem An-
gebot an medizinischen Leistungen in einem Gebiet unterschiedlich ist. 
Sie dürfte mit wachsender Arztdichte, mit wachsender Spezialisierung 
der Äl'1zte und mit wachsendem Krankenhausangebot steigen. So über-
rascht es nicht, daß in der bereits erwähnten Studie über die GKV in 
Baden .... Württemberg festgestellt wird, daß die Einweisungshäufigkeit, 
die mittlere Verweildauer und folglich die Aufwendungen für Kran-
kenhausbehandl:ung mit steigender Bettendichte wachsen26• 

Die Höhe des durchschnittlichen Arbeitsentgelts wirkt sich in minde-
stens dreierlei Weise auf die finanzielle Situation der GKV .aus: Mit 
steigendem versicherungspflichtigen Arbeitsentgelt steigt bei gegebenem 
Beitragssatz das Beitragsaufkommen, steigen aber auch andererseits 
die Lohnersatzfunktionscharakter tragenden Barleistungen sowie wahr-
scheinlich die Nachfrage nach Arzneimitteln und ärztlichen Leistungen 
allgemein27 • Schließlich ist noch zu beachten, daß mit steigendem Ar-
beitsentgelt einer Region wohl auch deren Nachfragebefriedigungs-
potential steigt, und zwar sowohl wegen der höheren Ärzte- als auch 
wegen der höheren Krankenhausbettendichte. 

f) Die Verknüpfung von Beitrags- und Leistungsseite 

Wenn man die Beitrags- und die Leistungsseite verknüpft, lassen sich 
Divergenzen ,zwischen beidenals differentielle Verteilungseffekte inter-
pretieren, wobei als Vergleichsmaßstab risikoäquivalente Beiträge her-
angezogen werden. 

25 Vgl. Struktur und Organisation der gesetzlichen Krankenversicherung in 
Baden-Württemberg. Ein Beitrag zur Krankenversicherungsreform, hrsg. vom 
Arbeits- und Sozialminister des Landes Baden-Württemberg, Stuttgart 1969, 
S.20. 

26 Ebenda, S. 32 ff. 
27 Zur mit wachsendem Einkommen steigenden Nachfrage nach medizini-

schen Leistungen schreibt H. G. Timmer: "Dieses Phänomen kann in der 
PKV seit Jahrzehnten nachgewiesen werden. Das daraus resultierende über-
risiko ist nach Untersuchungen an großen PKV-Beständen mit 10 bis 20 Pro-
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Da mit steigendem Alter die durchschnittlichen Leistungen pro Mit-
glied fast durchgehend wachsen (vgl. Tabelle 10), die durchschnittlichen 
Einkommen dagegen nur bis zur dritten bzw. ,vierten Altersgruppe 
steigen, dann zurückgehen (vgl. Tabelle 6), ergibt sich, daß bei gegebe-
nem Beitragssatz für alleinstehende Mitglieder das Verhältnis von 
durchschnittlichen Leistungen ~u durchschnittlichem Beitrag nach der 
Altersgruppe 35 bis unter 45 Jahre mit steigendem Alter immer günsti-
ger wird. In den beiden jüngsten Altersgruppen !Zeigt sich insbesondere 
für Personen, die in einem Ausbi1dungsverhältnis mit niedrigem Ein-
kommen stehen, ein Leistungsüberschuß, dem für Alleinstehende spe-
ziell bei den Männern anschließend höhere Beitragsüberschüsse folgen. 

Da die weiblichen im Vergleich zu den männlichen alleinstehenden 
Versicherten einerseits ein höheres Leistungs-, andererseits ein niedri-
geres durchschnittliches Einkommens- und damit niedrigeres durch-
schnittliches LBeitragsniveau 'zu verzeichnen haben, ergibt sich eine Be-
günstigung der weiblichen GKV-Mitglieder. 

Weil der Beitrag eines Mi~gliedes in der GKV entweder überhaupt 
nicht oder - wie bei freiwillig versicherten Mitgliedern der Ersatz-
kassen - in lediglich ganz geringem Maße nach der Zahl der mitver-
sicherten Familienangehörigen .gestaffelt ist, verbessert sich das Ver-
hältnis von empfangenen Leistungen zu geleisteten Beiträgen mit der 
Heirat eines dann mitversicherten Partners und mit steigender Kinder-
zahl. Um dies und .auch den lEinfluß zuvor genannter Faktoren etwas 
zu illustrieren, gehen wir von dem durchschnittlichen Bruttojahresein-
kommen aus unselbständiger Arbeit aus I(Tabelle 6) und wenden 'darauf 
alternativ den niedrigsten (4,2 %), den durchschnittlichen (8,12 Ofo) und 
den höchsten (10,4010) Beitragssatz der GKV-Kassen an I(vgl. Tabelle 12). 

[)ie iDifferenzzu den in Tabelle 11 ~sammengefaßten Gesamtleistun-
gen, differenziert nach den dort unterschiedenen drei Fällen, wird in 
Tabelle 13 als Leistungsüberschuß (+) oder ·als Beitragsülberschuß (-) 
ausgewiesen. 

In allen Fällen steigt das Defizit bzw. sinkt der Überschuß mit stei-
gendem Beitragssatz. Abgesehen von der Altersgruppe 16 Ibis unter 25 
Jahre wird der Saldo im Fall 1 mit steigendem Alter günstiger. In den 
heiden anderen Fällen gilt dies nur für die beiden letzten Altersgrup-
men; zuvor ist hier die Entwicklung wegen der temporär mitversicher-
ten Kinder uneinheitlich. 

zent zu beziffern." H. G. Timmer: Fehlspekulation oder Irreführung?, in: Die 
private Krankenversicherung, 1972, S. 57. - Dieser Zusammenhang kann 
auch für die GKV unterstellt werden, jedenfalls bei gleichbleibender MitgIie-
derstruktur, jedoch nicht unbedingt, wenn mit steigendem Einkommen der 
Anteil der Selbständigen zunimmt. 
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Der Saldo ist im Fall 3 wesentlich urrgünstigerals im Fall 2, weil die 
Beiträge der berufstätigen Ehefrau lediglich den relativ kleinen Teil 
der arbeitseinkommensbezogenen rBarleistungen erhöhen. 

Wenn man die Salden der Fälle 2 urrd 1 vergleicht, sieht man, welche 
zusätzlichen Leistungen im Rahmen des rFamilienlastenausgleichs in 
einer bestimmten Situation gewährt werden. Diese Größe darf man 
allerdings nicht als Ausdruck des Nettoeffekts nehmen, etwa im Ver-
gleich zu einer GKV, Ibei der der Versicherte für die Angehörigen je-
weils kostendeckende zusätzliche Beiträge zu leisten hat. Der Familien-
lastenausgleich im Rahmen der deutschen GKV führt ja lZU einer Er-
höhung des allgemeinen Beitragssatzes, so daß insoweit auch der Ver-
sicherte 'des Falles 2 zur Finanzierung herangezogen wird. Die famiHen-
lastenausgleichs bedingte Beitragserhöhung müßte man von der Salden-
differenz (dem Bruttoeffekt) aJbziehen, um Z'u dem eigentlich interes-
santen Nettoumverteilungseffekt zu gelangen28• 

g) Begünstigungen durch Dritte29 

Es wurde schon unter 1. darauf hingewiesen, daß bei einer umfassen-
den Betrachtung über die Beitrags-/Leistungs-Ströme zwischen den 
GKV und den Versicherten hinausgeschaut wel1den muß. Neben den 
Umverteilungswirkungen innerha1b des Versichertenkreises ergeben 
sich nämlich verteilungsrelevante Aspekte im Verhältnis !Zwischen der 
Gesamtheit oder Teilen der Versicherten gemeinschaft und Dritten. 

Einmal errhalten die GKV Zuschüsse aus allgemeinen Haushaltsmit-
teIn, wenn ,auch im Vergleich zur GRV in :geringem Umfang. Dazu 
zählen 400 DM pro Mutterschaftsgeld-Fall nach §§ 200 und 200 a RVO 
(§ 200 d kbs. 1 RVO) sowie die allgemeinen Zuschüsse an die Ortskran-
kenkasse Berlin. Ferner kommen die GKV in den Genuß verschiedener 
Steuerbegünst~gungen, speziell im Rahmen der Nettoumsatz- und der 
Körperschaftsteuer, die den PKV entweder überhaupt nicht oder nur 
unter besonderen Bedingungen gewährt werdenso. Was die Verteilungs-

28 Vgl. W. Albers: Einige überlegungen für die Ausgestaltung von Trans-
ferzahlungen an Haushalte, in: Weltwirtschaftliches Archiv, 1970 II, S. 230 ff., 
insbesondere S. 234 und 238. 

29 Ausgehend von der Annahme, daß die Arbeitgeberbeiträge zur GKV zu 
Lasten sonst vorgenommener allgemeiner Lohnerhöhungen gehen, wird in 
diesem Abschnitt auf die Arbeitgeberbeiträge nicht eingegangen. - Zu den 
Begünstigungen der GKV vgl. Soziale Sicherung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Bericht der Sozialenquete-Kommission, erstattet von W. Bogs, 
H. Achinger, H. Meinhold, L. Neundörfer, W. Schreiber, Stuttgart-Berlin-
Köln-Mainz o. J., S. 204 f. 

30 Vgl. § 4 Ziff. 15 Umsatzsteuergesetz und § 4 Abs. 1 Ziff.7 und 10 KStG 
in Verbindung mit § 9 KStDV von 1968 in der Fassung vom 26.3. 1969. 

5 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 7S/III 
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66 Norbert Andel 

wirkungen dieser den öffentlichen Haushalt tangierenden Posten be-
trifft, sei an die Ausführungen oben S. 42 f. erinnert. 

Nach § 376 Abs.l RVO sind die Apotheken gehalten, der GKV auf 
die Preise der Arzneitaxe einen Rabatt:in Höhe von 7 % einrzuräumen. 
Ähnliche Nachlässe :gewähren die Lieferanten anderer für Zwecke der 
Krankiheitsbekämpfung benötigten WarenS1. Selbstzahlende Personen 
haben also einen höheren Preis zu entrichten. Angesichts des hohen 
Marktanteils der GKV ist es nicht ausgeschlossen, ja eher sogar wahr-
scheinlkh, daß der sog. Apothekenabsch}ag und ähnliche Maßnahmen in 
Form höherer allgemeiner Preise weitergewälzt werden. Sofern das all-
gemeine Preisniveau um den Prozentsatz .angehoben wird, den der Apo-
thekenabschlag ,ausmacht, ergibt sich kein Vorteil für die GKV, sondern 
angesichts der zu vermutenden preisunelastischen Nachfrage nur für die 
Apotheker, soweit sie an Se]bstzahler vevkaufen. Wird das Preisniveau 
nur in dem Maße erhöht, wie das zur überwälzung ,des Apothekenab-
schlags (als absoluter Betrag gesehen) erforderlich ist, ergibt sich in 
Höhe der .Differenz zwischen abschlagsbedingter Preiserhöhung und Ab-
schlag gewissermaßen eine Beteiligung der Selbstzahler an den Arznei-
mittelkosten der GKV. 

'Eine PreisdifferenzierunggiJbt es auch für ärztliche Leistungen, da die 
Honorarsätze gegenüber der GKV wesentlich niedriger sind 'als Igegen-
über Prwatpatienten bzw. der PKVS2. Gleichwohl ist die Beurteilung 
dieses Tatbestandes recht umstrittenS3, weil nicht ohne weiteres davon 
ausgegangen 'Werden kann, daß die Leistungen für Kassen- und Privat-
patienten wirklich gleich sind. Kürzere Wartezeiten, Vereinbarungen 
außerhaLb der Sprechstunde, besondere Wartezimmer, freundlichere und 
gründlichere Behandlung stehen nicht selten den höheren Honoraren 
gegenüber. 

Höhere Sätze werden den Se1bstzahlern auch von den Krankenhäu-
sern abverlangt, insbesondere durch die g,esonderte Berechnung der 
Arzt- und Nebenkosten34• 

Die GKV ist in geringerem Maße als die PKV mit Verwaltungs- und 
Wel1bungskosten belastetS5. Die Pflichtmitglieder wer.den durch den Ar-

31 Vgl. Soziale Sicherung in der Bundesrepublik Deutschland, a.a.O., S.204. 
32 Die durchschnittlichen Einnahmen je Behandlungsfall bei Privatpatien-

ten übersteigen die durchschnittlichen Einnahmen je Krankenschein um mehr 
als 200 Ofo bei kleinen und um zwischen 150 und 160 Ofo bei mittleren und gro-
ßen Praxen. Vgl. Th. Munsch: Einkommen der Ärzte, in: Die Private Kran-
kenversicherung, 1969, S. 54. 

33 Vgl. W. Auerbach: Doppelstandard in der medizinischen Versorgung?, in: 
Sozialer Fortschritt, Bd. 21, 1972, S. 36 ff. 

34 Vgl. R. Lehming: Die Finanzierung unserer Krankenhäuser, in: Die Pri-
vate Krankenversicherung, 1970, S. 6. 

35 Vgl. A. Balzer: Die abgewälzten Verwaltungskosten, in: Arbeit und So-
zialpolitik, 1967, S. 8 ff. 
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beitgeber "vermittelt", der auch den <Einzug und die Abführung der 
Beiträge übernimmt. Speziell bei den Betriebskrankenkassen muß der 
Arbeitgeber darüber hinaus für die Personalkosten aufkommen (vgl. 
§ 362 Albs. 2 RVO). 

Die vorstehend genannten F,aktoren führen dazu, daß bei einem Ver-
gleich von Leistungen und Beiträgen insgesamt die LeistungSÜlberschüsse 
größer sind als die Leistungsdefizite. Ferner wird dadurch die Kauf-
kraft der GKV im Vergleich zu der der (nicht oder privat versicherten) 
Selbstzahler erhöht. Aus diesem Grund ist es möglich, daß ein Mitglied 
der GKV rlwar einen Beitragsüberschuß 'zu verzeichnen hat, dessen un-
geachtet aber im Vergleich zum alternativen Status des Nicht- oder bei 
der PKV Versicherten günstiger gestellt ist. Auf die oben gemachten 
Vorbehalte Ibezüglich der Vergleichbarkeit der ärztlichen Leistungen ·für 
GKV- und PKV-Mitglieder sei nochmals hingewiesen. 

h) Die Rentnerkrankenversicherung 

Auch, aber nicht nur mit der Altersabhängigkeit des Krankheitsrisi-
kos hängt der Umverteilungseffekt zusammen, der sich für die Gruppe 
der Rentner berechnen läßt. Sowohl gldbal als auch für die meisten 
Kassengruppen übersteigen die Leistungen der GKV an die Rentner die 
(von den GRV) :llür die Rentner geleisteten Beiträge. Das globale :Defizit 
stieg von 1,2 Mrd. 1963 auf 1,9 Mrd. 1971, der Fehlbetrag pro Rentner 
von 37 DM auf 95 DM; in Prozent der Beitragsleistung der Nichtrenten-
versicherten 'Von 7,4 auf 7,9 %. Hinter diesen globalen iZahlen verbergen 
sich, wie Tabelle 14 z'eigt, große Unterschiede. Das Defizit pro Rentner 
war 1971 mit 800 IDM in der Seekrankenkasse ,am größten, gefolgt von 
den Angestelltenersatzkassen mit 699 DM. Bei den Ortskrankenkassen 
betrug es 154 iDM, bei der Bundesknappschaft und bei den Landkran-
kenkassen ergab sich dagegen ein Ü1bersch:uß der Beiträge über die Lei-
stungen. Pro Nichtrentnermitglied war die Belastung durch Rentner 
absolut mit 160 DM in der Seekrankenkasse am ,höchsten, gefolgt von 
den Ersatzkassen mit 132 DM. Relativ, in Prozent der Beiträge der 
Nichtrentnermitglieder, war die Belastung wiederum Ibei der Seekran-
kenkasse mit 12,9 Ofo am höchsten, gefolgt von den Betriebskassen 
(9,5 0/0) und den Angestelltenersatzkassen (8,8 % ). 

Das durch die Rentner verursachte ,Defizit, d. h. die Umverteilung von 
den Nichtrentner- zu den Rentnermitgliedern (einschließlich der je-
weiligen mitversicherten Familienangehörigen), die innerhalb der hier 
betrachteten Kassengruppen noch beträchtlich variiert, hängt für die 
einzelne Kasse einmal von ihrem - teils gesetzlich vorgeschriebenen, 
teilsdarü'ber hinaus freiwillig erhöhten - Leistungsniveauab, zum an-
deren von der Rentnel'dichte und den - diese mitberücksichtigenden -

5· 
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Beiträgen, welche die GRV:ßür die Rentner an die GKV abführen. Die-
ser Beitrag pro Rentner der Kasse a (Ba) errechnet sich nach § 385 Abs. 2 
RVO als 

B = G-020G·-·- .-( R m a ) ba 
a , M Ta 100' 

wobei 

G durchschnittlicher Grundlohn der versicherungspflichtigen Mitglie-
der36, 

R Zahl der bei allen Trägern der GKV versicherungspflichtigen Rentner, 

M Zahl der Versicherten aller Träger der GKV ohne Rentner, 

Ta Zahl der bei der Kasse a versicherungspflichtigen Rentner, 

m a Zahl der bei der Kasse a Versicherten ohne Rentner, 

ba allgemeiner Beitragssatz der Kasse a für versicherungspflichtige Mit-
glieder, die bei Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf Fortzahlung ihres 
Arbeitsentgelts für mindestens sechs Wochen haben. 

In dem Glied 0,2 G . ~ . '-r;' kommt einmal eine ursprünglich auf 20 0/0 

vorgesehene "Interessenquote" der GKV zum Ausdruck, die (im Durch-
schnitt) von der GKV zugunsten der GRV getragen werden sollte. Zum 
anderen wiI1d diese durchschnittliche Interessenquote in dem Maße 
variiert, wie die Rentnerdichte der einzelnen GKV von der aller Kassen 

abweicht: Sie steigt über 0,2, wenn ~ < MR ; sie sinkt unter 0,2, wenn m a 
Ta R ->-. m a M 

Dieser Rentnerlastenausgleich ist jedoch beschränkt37• Er bezieht sich 
lediglich auf Unterschiede zwischen den Rentnerdichten, nicht rlwischen 
den durchschnittlichen Grundlöhnen und den Leistungsniveaus. Alber 
auch die Rentnevdichtedifferenzen weIlden nur partiellausgeglichen38• 

36 Bei den Orts-, Betriebs-, Innungs- und Seekranken kassen handelt es 
sich um den durchschnittlichen Grundlohn der versicherungspflichtigen Mit-
glieder aller dieser Kassen für den Bereich des Landes, in dem sie ihren 
Sitz haben; bei den Betriebskrankenkassen der Bundesbahn, der Bundes-
post und des Bundesverkehrsministeriums um den durchschnittlichen 
Grundlohn der versicherungspflichtigen Mitglieder dieser Kassen sowie aller 
Orts-, Betriebs- und Innungskrankenkassen. Diese Größe wird auch den 
Beiträgen an die Ersatzkassen zugrunde gelegt. 

37 Vgl. H. Töns: Aktuelle Probleme der Krankenversicherung, in: Kranken-
versicherung 1972. Sechstes Presseseminar des Bundesverbandes der Orts-
krankenkassen in Maria Laach 1972, Bonn-Bad Godesberg 1972, S. 13. 

38 Vgl. Struktur und Organisation der gesetzlichen Krankenversicherung 
in Baden-Württemberg, a.a.O., S. 12. 
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70 Norbert Andel 

Zwar erhält z. B. eine Klasse a für ihre Rentner-Mitglieder üherhaupt 
R ·r 

keine Beiträge, wenn -: ~ > 5. Gleichen Grundlohn und gleiches 
M ma 

Leistungsniveau einmal unterstellt, ist sie dessen ungeachtet relativ 
weniger durch die Rentner belastet als die Kasse b, solange 

Angenommen, MR = 0,35, ~ = 0,035 und 2 = 0,7, dann müssen in 
m a mb 

der Kasse a 100 Nichtrentnerversicherte 100 f1/o der Kosten für 3,5 Rent-
nerversicherte tragen, in Kasse h 100 Nichtrentnermitglieder 10 % der 
Kosten von 70 Rentnern, das entspricht den vollen Kosten von 7 Rent-
nerversicherten. Kasse a erhält überhaupt keine Rentnerheiträge und 
ist trotzdem durch die geringere Rentnerdichte nur halb so stark !be-
lastet wie Kasse b, der 90 % der auf die Rentnermitglieder entfallenden 
Kosten erstattet werden. 

Der Rentnerlastenausgleich hat in den letzten Jahren dadurch an rela-
tiver Wirksamkeit verloren, daß sich das Defizit, das die Versicherungs-
träger der GKV Ibei den Rentnern zu verzeichnen haben, über die 20 %-
Quote ·erhöht hat. 

naß das Defizit gestiegen ist, beruht rvor allem auf dem § 393 a RVO, 
der bestimmt, daß 

- 1968 die Rentnerbeiträge der Rentenversicherungen 80 Ofo der Lei-
stungsaufwendungen aller Träger der gesetzlichen Krankenver-
sicherung für di:e Rentner (und ihre mitversicherten Familienange-
hörigen) decken und 

- in den folgenden Jahren das Verhältnis von Rentnerbeiträgen zur 
Summe der von den Rentenversicherungen gezahlten Renten die 
Relation von 1968 {= 0,1098) nicht übersteigen soll, 

- 'zu diesem Zweck in der oben genannten 'Formel !Zur Bestimmung 
von B der Beitragssatz b gesenkt wird, wenn dies zur Wahrung der 
Relation des Jahres 1968 erforderlich ist. 

Faktisch ist es heute so, daß sich die Rentnerbeiträge, die die GRV 
an die GKV leisten, nur noch proportional zu den Rentenzahlungen der 
GRV erhöhen, obgleich die Leistungen der GKVan die Rentner mit 
wesentlich höheren Raten wachsen39• Die Konsequenz ist, daß - wie 
gezeigt - das 'Defizit von 1,2 Ml'd. DM 1968 auf 1,9 Mrd. DM 1971 an-

39 So stiegen von 1968 bis 1971 die Rentenzahlungen der GRV um 30 %, 

die Leistungen der GKV für die Rentner um 74 Ufo. - Vgl. Statistisches Jahr-
buch für die Bundesrepublik Deutschland 1973, a.a.O., S. 393 - 399. 
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Verteilungswirkungen der Sozialversicherung 71 

stieg. Gleichzeitig sind auch wegen der geringer gewordenen Effizienz 
des Rentnerlastenausgleichs die Unterschiede in der Belastung durch 
Rentner zwischen den einzelnen Kassen gestiegen. 

3. Umverteilungsaspekte in lebenszeitbezogener Sicht 

Die bisherige Betrachtung war auf ein Jahr 'abgestellt. In Abhängig-
keit von bestimmten Merkmalen ließen sich .dalbei mehrere typische Re-
lationen von Leistungen und Beiträgen unterscheiden und vor dem 
Hintergrund risikoproportionalerBeiträge als differentielle Verteilungs-
wirkungen, als "Umverteilung" deuten von den Jungen zu den Alten, 
von den Beziehern hoher 'zu den Beziehern niedriger <Einkommen, von 
den männ1:ichen :zu den weiblichen, von den alleinstehenden zu den ver-
heirateten und von den kin.derlosen zu den kinderreichen Versicherten. 

Wenn man .die Betrachtung auf die gesamte Lebensspanne erweitert, 
erweist sich ,vieles, was bei einer auf eine Periode beschränkten Ana-
lyseals interpersonelle Umverteilung erscheint, als lediglich intertem-
porale Umverteilung40• Generell entwickelt sich der junge Versicherte 
mit geringem zu einem alten Versicherten mit hohem Krankheitsri-
siko. Typischerweise heiratet der Alleinstehende und hat während einer 
bestimmten Zeitspanne Kinder zu unterhalten. Normalerweise steigt 
die relative 'Einkommensposition je nach Karrieretrend ,generell oder 
jedenfalls bis zu einem gewissen Punkt mit wachsendem Alter. 

Andererseits ist es natürlich 'auch so, daß das Geschlecht meist nicht 
gewechselt wird, viele Versicherte {fast) über das gesamte Leben hin-
weg unter- oder überdurchschnittlich verdienen, allein oder mit zu ver-
sorgenden Familienangehörigen zusammen leben - abgesehen von der 
Möglichkeit, daß sich die Mitgliedschaft in der GKV nicht auf das ,ge-
samte Leben, sondern nur auf einen Teila:bschnitt, z. S. auf die durch 
ein hohes Kranlkheitsrisiko gekennzeichnete Rentnerzeit, erstreckt. 

Leider ist es dem Verfasser nicht möglich gewesen, diese lebense:eit-
bezogene Umverteilung quantitativ zu schätzen. Die für das Jahr 1971 
verwendeten Unterlagen stehen teilweise erst seit kurzer Zeit zur Ver-
fügung, so daß eine Verlängerung der ex post-Betrachtung entfällt. 
Eine eigene Projektion der relevanten Daten für einen künftigen, meh-
rere Jahre bzw. mehrere Jahrzehnte umfassenden Zeitraum war schon 
im Hinblick auf die 'zeitlichen und finanziellen Grenzen nicht durch-
führbar. 

40 Vgl. W. Schreiber: Die zwei Dimensionen der Einkommens-Umvertei-
lung, in: Zum System Sozialer Sicherung, hrsg. von H. Allekotte, Köln 1971, 
S.42. 
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72 Norbert Andel 

III. Kritische Analyse der GKV unter 
verteilungspolitischen Gesichtspunkten 

Die SV al1gemein und die GKV im besonderen können im Hinblick 
auf die Verteilungswirkungen unter mehreren Gesichtspunkten kriti-
siert werden - und werden es auch. 

1. Abweicl1ungen vom Äquivalenzprinzip 

Wer sich strikt an das Wort "Versicherung" hält und es mit dem im 
Privatsektor Ülblichen Äquivalenzprinzip verbindet, wird in jeder Um-
verteilung, die über die versicherungsimmanente hinausgeht,einenzu 
kritisierenden Systemfehler sehen. In der Bundesrepublik Deutschland 
hat sich insbesondere W. Schreiber41 immer wieder ·dafür ,eingesetzt, in 
der GKV "die Elemente ,der Fürsorge"zurüc1mudrängen, wenn nicht 
gar "vollends auszumerzen". Es istaUerdings nicht zwingend, daß sich 
der Staat bei der Verfolgung seiner iZiele den für im Wettbewerb ste-
henden Privatversicherungen typischen und notwendigen Restriktionen 
unterwirft, um so weni'ger, als er auch mit anderen (Zwangscharakter 
aufweisenden) Instr,umenten eine Umverteil:ungspolitik betreibt. 

Abgesehen davon ist darauf hinzuweisen, daß speziell die GKV in 
mancher Hinsicht das Äquivalenzprinzip weitergehend als die PKV ver-
wirklicht. So dürften gewisse region- und Iberufsbezogene risikorele-
vante ,Eigenschaften der Versicherten und ihrer Angehörigen ebenso 
wie die Wirkung der regional unterschiedlichen Ausstattung mit Ärzten, 
Krankenhäusern, Apotheken usw.eher bei Orts-, Betriebs- und In-
nungskrankenkassen als bei einer mit einheitlichen Tarifen überregio-
nal operierenden PKV 'berücksichtigt werden42 • Diese Aspekte sind aber 
wohl :im Vergleich 'zu dem gewollten Abweichen vom Äquivalenzprinzip 
und zu deren (wenn nicht gewollter, so doch jedenfalls tolerierter) r,e-
gionaler Differenzierung von wesentlich geringerer Bedeutung. 

Ganz überwiegend richtet sich die verteilungspolitisch motivierte 
Kritik ,an der GKV nicht gegen die Umverteilung als solche, sondern 
gegen die Art der Umverteilung, insbesondere dagegen, daß sie perso-

41 Vgl. W. Schreiber: Zur Diagnose des Krankenversicherungsproblems, in: 
Zum System sozialer Sicherung, a.a.O., S. 180. - In dem Bericht der Sozial-
enquete-Kommission heißt es in dem von W. Schreiber bearbeiteten Ab-
schnitt: "Die fürsorgerischen und versorgungsstaatlichen Ansätze im System 
der GKV sollen nicht weiter verstärkt, sondern - auch entgegen vorder-
gründigen politischen Interessen - zurückgedrängt werden; die GKV soll als 
ein System der Selbsthilfe eigenständiger Personen ausgewiesen und aus-
gestaltet werden." Vgl. Soziale Sicherung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, a.a.O., S. 199. 

42 Manche PKV haben beim Krankentagegeld allerdings nach der Gefähr-
lichkeit des ausgeübten Berufs differenzierte Beitragsklassen. . 
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Verteilungswirkungen der Sozialversicherung 73 

neU begrenzt ist, meist lediglich .auf das Arbeitseinkommen abstellt 
und mit proportionalen bzw. regressiven Beitragssätzen operiert. 

2. Die Beschränkung der Versicherungspflicht und Versicherungsberechtigung 

Wenn die Versicherungspflicht auf einen nach der Einkommenshöhe 
oder nach berufsbezogenen Merkmalen umrissenen Personenkreis be-
schränkt ist, bedeutet dies, daß sich der Umverteilungsprozeß in einem 
begrenzten Rahmen abspielt, der pflichtversicherte Junggeselle mit 
einem relativ niedrigen :Einkommen 'z. B. zur Finanzierung des GKV-
internen Familienlastenausgleichs herangezogen wird, nicht jedoch der 
Millionär ;gleichen ,Familienstandes. Eine mögliche Folge ist .ferner, daß 
der kinderreiche SeLbständige im Gegensatz zum Ang·estellten gleichen 
Einkommens nicht ·am Familienlastenausgleich innerhaLb der GKV par-
tizipieren kann. 

3. Die Berücksichtigung lediglich des Arbeitseinkommens 

Bei den unselbständig Beschäftigten, und dazu gehört die überwie-
gende Mehrheit der Mitglieder der GKV, richten sich Versicherungs-
pflicht undBeitragshöhe lediglich nach demBruttoeinkornmen aus nicht-
selbständiger Tätigkeit, eine Größe, die im Hinblick sowohl auf die 
Schutzlbedürftigkeitals auch auf die Beitragsleistungsfähigkeit von nur 
beschränkter Aussagefähigkeit ist und in auffallendem Gegensatz steht 
zu den sonst üblichen Kriterien differenzierter sozialpolitischer Maß-
nahmen. Iln der Tat ist sie allenfalls mit administrativ-technischen Ge-
sichtspunkten 'zu rechtfertigen, führt sie doch IZ. B. dazu, daß sich Se1b-
ständ~ge mit geringem 'Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit, aber 
weit höheren anderen Einkünften sehr vorteilhaft bei der GKV ver-
sichern können, obgleich im Hinblick auf das Gesamteinkommen keine 
Veranlassung zu besonderen Unterstützungsmaßnahmen ibesteht43 • 

4. Der proportionale bzw. regressive Beitragssatz 

Selbst wenn es eine allgemeine Versicherungspflicht und nur Einkom-
men aus unselbständiger Tätigkeit gäbe (bzw. das Gesamteinkommen 
zugrundegelegt würde), handelt es sich bei Beiträgen, die proportional 
sind und das nur bis zur Beitragsbemessungsgrenze, um eine sonst 
nicht gerade übliche "Schonung" der Bezieher hoher ·Einkommen. Auch 
im Bereich der ·allgemein versicherungspflichti.gen Einkommen kontra-
stiert speziell bei den Beziehern niedrigster Einkommen die weitge-
hende Befreiung von der Einkommensteuer mit der Ibeträclltlichen iBe-

43 Vgl. Peter Rosenberg: Die soziale Krankenversicherung - Pfiichtver-
sicherung oder freiwillige Vorsorge?, Köln 1969, S.121. 
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74 Norbert Andel 

lastung durch SV~eiträge, die besonders in den USA in letzter Zeit 
kritisiert worden ist44• Diese Kritik ist um so berechtigter, je stärker die 
SV vom Äquivalenzprinzip abweicht und je mehr die finanzierten Lei-
stungen solche betreffen, die zu den eilgentlich aus aUgemeinen Haus-
haltsmitteln zu finanzierenden Staatsaufgalben gezählt werden. Das ,gilt 
z. B. für den Familienlastenausgleich45• 

5. Die Konzentration schlechter Risiken 
im Rahmen der Versicherungsberechtigten 

Immer wenn einer Gruppe eine Versicherungsberechtigungeinge-
räumt wird, ohne sie für versicherungspflichtig zu erklären, ist zu ver-
muten, daß insbesondere schlechte Risiken von der Versicherungsmög-
lichkeit Gebrauch machen werden. Es überrascht nicht, wenn im Rahmen 
einer Repräsentativerhebung zum 1. 10. 1971 festgestellt wird, daß bei 
den Angestellten-Ersatzkassen ein P.flichtmitglied 1,34, ein freiwilli.ges 
Mitglied 2,33 versicherte Personen repräsentiert46 • Für die Ortskranken-
kassen lauten die entsprechenden Ziffern 1,17 und 1,5747• ISozialpolitisch 
mag die Begünstigung der "risikoreichen" Versicherungsberechtigten 
für sich ,gesehen zumindest teilweise erwünscht sein, doch wird sie mit 
einer Reduktion des sozialen Ausgleichs innerhaLb der Gruppe der im 
Durchschnitt bedürftigeren Versicherungspflichtigen erkauft sowie mit 
einer kaum berechtigten Ungleich:behandlung :in der Form, daß sich sog. 
gute Risiken im Bereich der Pflichtversicherten im Gegensatz zu den 
guten Risiken der Versicherungsberechtigten dem Zugriff zum Zwecke 
des sozialen Ausgleichs nicht entziehen können. 

6. Die 'Differenzierung der Beiträge für Pfticht- und freiwillig Versicherte 

In dem Bestreben, risiko arme Versicherungsberechtigte zu gewinnen, 
betreiben die Ersatzkassen innerhalb eines ,bestimmten Einkommens-
bereichs eine die Pflichtmitglieder :gegenüber den freiwillig Versicher-

44 Vgl. J. A. Pechman, H. J. Aaron, M. K. Taussig: Social Security. Perspec-
tives for Reform, Washington 1968, chapt. VIII: Financing Social Security, 
S. 173 ff. - J. A. Brittain: The Payroll Tax for Social Security,Washington 
1972, besonders chapt. IV: Effects on Income Inequality, S. 82 ff. 

45 Für eine andere Konzeption vgl. W. Albers: Zur Reform des Familien-
lastenausgleichs in der Bundesrepublik Deutschland, in: Sozialer Fortschritt, 
Jg.16, 1967, S. 199 ff. 

46 Vgl. H. G. Timmer: Fehlspekulation oder Irreführung?, a.a.O., S.57. 
47 Vgl. Bundesverband der Ortskrankenkassen: Krankheitsarten-, Krank-

heitsursachen- und Sterblichkeits statistik der Ortskrankenkassen 1971. 
Teil 3: Familienangehörige, Bonn-Bad Godesberg 1972, S.3. - Allerdings 
muß betont werden, daß sich in den genannten Zahlen auch noch andere 
Faktoren spiegeln. Leider stehen die Angaben nicht isoliert für freiwillig 
Versicherte und Versicherungsberechtigte, die die PKV vorgezogen haben, 
zur Verfügung. 
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ten diskriminierende Beitragspolitik, die nicht iZU Unrecht als "Perver-
tierung des Gedankens des sozialen Ausgleichs" bezeichnet wird. So 
beläuft sich z. B. ,bei der Deutschen Angestellten-Krankenkasse ab 1. 4. 
1974 der allgemeine Beitrag bei einem monatlichen 'Einkommen von 
1875 DM, das der BeitragSbemessungsgrenze entspricht, auf 183,76 DM 
für Pflichtversicherte, auf - unabhängig von der individuellen Ein-
kommenshöhe - nur 166 DM für freiwill!ig Versicherte. Dieser Bereich 
der Beitnagsdifferenzierung, der die vom Gesetzgeber 'als besonders 
schutzbedürftig eingestufte und desha1b zur Mitgliedschaft verpflichtete 
Personengruppe diskriminiert, erstreckt sich auf Monatseinkommen 
zwischen 1 725 und 1 875 DM. 

7. Die Mehrbelastung im Falle der Berufstätigkeit beider Ehepartner 

Was als Familienlastenausgleich im Rahmen der GKV positiv her-
ausgestellt zu werden pflegt48, kann in anderer Sicht als Diskriminie-
rung der berufstätigen ,Ehefrau gedeutet werden49 • Tritt sie, nachdem 
sie zunächst beim .Ehemann mitversichert war, in das ,Erwerbsleben ein, 
so 'erhält sie IZwar mit der eigenen Beitragszahlung einen eigenen Ver-
sicherungsanspruch, doch wird sie dadurch im Vergleich zu fr.üher ledig-
lich bezüglich der Barleistungen bessergestellt, während der Anspruch 
auf Sachleistungen unverändert bleibt. Wenn man einen freiwillig Ver-
sicherten mit einer nichtberufstätigen ,Ehefrau und einem Einkommen, 
das sich .auf das Doppelte der Beitragsbemessungsgren'Ze beläuft, mit 
Ehepartnern !vergleicht, die beide ein versicherungspflichtiges Einkom-
men in Höhe der Beitragsbemessungsgrenze beziehen, wir.d im zweiten 
Fall die Beitragssumme doppelt so hoch sein wie im ersten, ohne daß 
bezüglich der Sachleistungen unterschiedliche Leistungsansprüche ge-
geben wären und ohne daß im vorliegenden Falle etwa we.gen unter-
schiedlich hoher Familieneinkommen eine Differenzierung ·aus sozial-
politischen Gründen gerechtfertigt werden könnte. 

8. Die Rentnerkrankenversicherung 

Der mit am heftigsten umstrittene Aspekt der GKV ist gegenwärtig 
die KVdR, was natürlich auf der wachsenden Diskrepanz zwischen 
Leistungen an die Rentner einerseits und für die Rentner gezahlten 
Beiträge der Träger der Rentenversicherung andererseits beruht. Wie 
oben gezeigt wurde, sind solche Diskrepanzen im System der GKV 
nichts Außergewöhnliches50• Während aber dort sonst das Solidaritäts-
prinzip und die damit verbundenen Umverteilungseffekteals Vorteil 

48 Vgl. oben in Tabelle 13 die Fälle 1 und 2. 
49 Vgl. oben in Tabelle 13 die Fälle 2 und 3. 
50 Sie gibt es in Form der Sparbeträge übrigens auch in der PKV. 
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dieses Systems herausgestellt werden, ist in bezug ,auf das Rentnerdefizit 
immer stärker ein Rückgriff auf eher für die PKV charakteristische 
Äquivalenzvorstellungen zu beobachten. 

Sofern sich die Kritik nicht auf das globale Defizit, sondern auf die 
Möglichkeit Ibezieht, lediglich die Rentnerphase mit dem hohen Krank-
heitsrisiko in der GKV zu ,ver:bringen, handelt es sich um den 'in Punkt 5 
bereits ,bel'lührten Problembereich. Soweit auf die unterschiedliche Be-
lastung einzelner Kassen durch die Rentner, bedingt vor allem durch 
unterschiedlich hohe Hentnerquoten, ,abgestellt wird, geht es um einen 
Teilaspekt des umfassenderen Problems der Ungleichbehandlung im 
Rahmen der sog. "gegliederten" GKV, das abschließend behandelt wer-
den soll. 

9. Die Ungleidtbehandlung im Rahmen der "gegliederten" GKV 

lDie in dieser AI1beit aufgezeigten Umverteilungsaspekte ergeben sich 
nicht in einem für alle Mitglieder gleicher versicherungsrelevanter 
Merkmale ,gleichen ,Ausmaß, sondern differieren zwischen .den ein-
zelnen Kassen beträchtlich .in A1bhängi'gkeit vor allem VOn dem durch-
schnittlichenRisikograd und dem durchschnittlichen versicherungspflich-
tigen Bruttoerwerbseinkommen der Mitglieder. Daß für weitgehend 
einheitliche Leistungen die Zwangsbeiträgezw:ischen 4,2 und 10,4 Ofo 
variieren - und zwar jeweils für alle Kassenmitglieder, also nicht ge-
zielt nach sozialpolitischen Kriterien -, Personen in gleichen ökonom.i-
schen Verhältnissen in der einen Kasse einen Beitrags-, in der anderen 
Kasse einen Leistungsüberschuß zu verzeichnen haben, ist mehr als nur 
ein Schönheitsfehler, sondern muß "unter verteilungspolitischen Ge-
sichtspunkten als äußerst uDibefriedigend"51 angesehen werden. 

Andererseits sollte man nicht in jeder Beitragsdifferenzierung eo ipso 
einen Nachteil sehen. Soweit dahinter Unterschiede im Leistungsange-
bot der Kassen, im Nachfragebefriedigungspotential der einzelnen Re-
gionen, in der subjektiven Bereitschaft, krank zu sein bzw. Leistungen 
der GKV in Anspruch zu nehmen, oder in der (berufs-, nicht altersbe-
dingten) objektiven Mo~bidität stehen, lassen sich Beitragsunterschiede 
sowohl unter Gerechtigkeits- als auch unter Allokationsgesichtspunkten 
durchaus rechtfertigen. 

IV. Verteilungspolitisch motivierte Reformvorschläge 

AngesiChts der aufgezeigten verteilungspolitischen Mängel der GKV 
liegt es nahe, unter eben diesem Blickwinkel auf mögliche Änderungen 
hinzuweisen, was im folgenden auch kurz .geschehen soll. lDer Verfasser 

51 P. Rosenberg: Die Finanzen der gesetzlichen Krankenversicherung, in: 
Vierteljahresheftezur Wirtschaftsforschung, H.3, 1973, S.199. 
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ist sich der Einseitigkeit eines solchen Vorgehens bewußt, kann doch 
ein so komplexes System, wie es die GKV darstellt, sicherlich nicht 
adäquat nur unter dem Verteilungsaspekt gesehen werden. Eine umfas-
sende Beurteilung ,von Reformvorschlägen ist auf diesem Gebiet wohl 
kaum von einem einzelnen zu leisten, sicherlich nicht vom Verfasser, 
der umfassende detaillierte Kenntnisse der Probleme der GKV nicht 
Lür sich beanspruchen kann. Er ist allerdings der Auffassung, daß dem 
Verteilungsaspekt ein großes Gewicht zukommt und daß zu dessen 
Analyse der Finanzwissenschaftler einen 'wichtigen Beitrag leisten kann. 

1. Die Bildung größerer Kassen 

Ein Blick auf TaJbelle 12 läßt leicht erkennen, daß das Problem der 
Beitragsdifferenzierung weniger im Verhältnis ,zwischen den großen 
Kassengruppen als innerhalb der einzelnen Gruppen eine Rolle spielt. 
Wenn man einmal die See-.Krankenkasse beiseite läßt, ist der Quotient 
aus höchstem zu niedrigstem Beitragssatz innerhalb aller unterglie-
derten Kassengruppen größer als der aus höchstem und niedrigstem 
durchschnittlichen Beitragssatz der einzelnen Kassengruppen - bis auf 
die Ersatzkassen für Angestellte, die denn auch bezeichnenderweise mit 
ledigl:ich 7 Kassen nicht stark zersplittert sind. 

,Eine Zusammenfassung von (speziell kleinen) Kassen der gleichen 
Gruppe52 würde zu einer Reduktion der Beitragssatzdifferenzierung 
führen, ohne gleichzeitig den Wettbewerb zwischen den Gruppen aus-
zuschalten, der erwünscht ist (ungeachtet seiner Auswüchse, die sich 
besonders dann beobachten lassen, wenn durch gesetz.geberische Maß-
nahmen Besitzstände .gefährdet werden). Darin liegt der wichtigste Un-
terschied zu weitergehenden, die vertikale Gliederung beseitigenden 
Vorschlägen, sei es in Form v.on Einheitskassen für etwa den Bereichen 
von Landesversicherungsanstalten entsprechenden Regionen53, sei es in 
Form einer bundesweiten Einheitsversicherung. Ohne Zweifel werden 
auch auf diesen beiden Wegen Beitragssatzdifferenzen weitgehend, ja 
völlig aJbzubauen sein (zusammen mit vertretbaren Differenzen). Der 
Preis ist aber hoch, zu hoch, speziell im Hinblick auf die sich im Ge-
sundheits-, vor allem im Krankenhaussektor bereits heute andeutende 
Gefahr eines Präferenzunterschiede souverän mißachtenden Eint.opfes. 

52 Vgl. H. Köhrer: Regionalkassen oder regionale RVO-Kassen?, in: Deut-
sche Versicherungszeitschrift, Jg. XXIV, 1970, S.187, sowie ders.: Zum Pro-
blem der Gliederung in der gesetzlichen Krankenversicherung, in: F. Geiß, 
Ph. Herder-Dorneich, W. Weber: Der Mensch im sozio-ökonomischen Prozeß. 
Festschrift für Wilfried Schreiber zum 65. Geburtstag, Berlin 1969, S.357. 

53 Vgl. den von einer "anonymen Expertengruppe" veröffentlichten Vor-
schlag "Sozial-Milliarden in falschen Kassen. Ein Reformmodell - Plädoyer 
für funktionsgerechte Mittelverwendung", in: Der Volkswirt, Nr.32 vom 
11. 8.1967, S.1707 ff., speziell S.1709 ff. 
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2. Finanzausgleicltsmaßnahmen 

Gerade für einen Finanzwissenschaftler liegt es nahe, die Lösung :ßür 
den allgemein politisch, aber auch speziell allokationspolitisch motivier-
ten Wunsch nach einer BeiJbehaltung einer "gegliederten", dezentralen 
GKV, ohne gleichzeitig verteilungspolitisch unerwünschte große Un-
gleichbehandlungen in Kauf nehmen zu müssen, in Maßnahmen zu 
suchen, die im Rahmen des Finanzausgleichs (zwischen Gebietskörper-
schaften, hier zunächst einmal der gleichen -Ebene, schon lange prakti-
ziert werden. Ansatzpunkte für solche Ausgleichsrnaßnahmen können 
sowohl die Einnahmen als auch die Ausgaben sein, und zwar in heiden 
Fällen die tatsächlichen oder solche, die sich ibei IZugrundelegung eines 
einheitlichen Beitragssatzes oder eines einheitlichen Leistungsniveaus 
ergeben. Bei den normierten Größen kann man auch unmittelbar Be-
messungsgrundlagen ,(z. B. den durchschnittlichen Grundlohn) bz'W. den 
Bedarf zum Ausdruck Ibringende Daten {Rentnerquoten, Familienquoten) 
heranziehen. 

Die Gefahr, die mit der Verwendung tatsächlicher ·Einnahmen und 
Ausgaben verbunden 'ist, liegt in der Bestrafung die Bemessungsgrund-
lage durch hohe Beiträge stark beanspruchender bzw. in der Begünsti-
gung hohe Leistungen ,zusagender Kassen. Hier ist am ehesten der 
Vorwurfs4 gerechtfertigt, ein ,Finanzausgleich nehme den Anreiz zur 
Sparsamkeit. Diese Befürchtungen bestehen beim Anknüpfen an nor-
mierte oder allgemein die Beitragsleistungsfähigkeit bzw. den Aus-
gabenbedarf zum Ausdruck ibringende Größen nicht. So gesehen ist 
der 1968 im Rahmen der KVdR Igewählte Ansatz in ,Form der oben ge-
schilderten nach der Höhe der Rentnerquote differenzierten "Eigen-
beteiligung" der Krankenkasssen von ursprünglich durchschnittlich 20 % 

sehr vernünftig gewählt. Die einzelne Kasse kann in diesem System 
nicht damit rechnen, durch zusätzliche eigene Ausgaben ihre Zuweisun-
gen spürbar zu erhöhen. 

Nicht ganz so unbedenklich ist die Form der Ausweitung des Finanz-
ausgleichs, die im Referentenentwurf eines "Gesetzes 71ur Weiterent-
wicklung des Kassenal1Ztrechts und zur Neuregelung der Finanzierung 
der Krankenversicherung der Rentner (Krankenversicherungs-Weiter-
entwicklungsgesetz 1974 - KVWG 1974" vom 10.7.1974) ins Auge ge-
faßt wird. Nach § 393 a n. F. sollen die Leistungsaufwendungen für Rent-
ner, soweit sie die Beiträge der Rentenversicherungsträger übersteigen, 
von den gesetzlichen Krankenkassen gemeinsam getragen werden. Die 
Mittel haben die Versicherten in einem Prozentsatz des Grundlohns 
auf.zubringen, der dem Verhältnis von durch Beiträge der GRV nicht 

54 Vgl. H. Köhrer: Regionalkassen oder regionale RVO-Kassen?, a.a.O., 
S.188. 
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gedeckten Leistungsaufwendungen zur Grundlohnsumme der Mitglieder 
aller Kassen entspricht. 

Hier wil'd lediglich auf der Einnahmenseite nicht an tatsächliche 
Zahlungen angeknüpft. Auf der Ausgabenseite weIden dagegen effek-
tive Ausgaben voll kompensiert, so daß insoweit für die einzelne Kasse 
kein Anreiz hesteht, im eigenen Interessse sparsam zu sein. Allerdings 
ist dies bezüglich der satzungsmäßigen Fixierung des Leistungsniveaus 
insofern nicht allzu bedenklich,als ja immer nur ein Teil der Mehraus-
gaben, eben der auf die Rentner entfallende, auf diese Weise auf Dritte 
abgewälzt werden kann. 

Man läuft 'Wohl 'kein großes Risiko, wenn man für die Zukunft eine 
Ausweitung des Finanzausgleichs prognost~ziert. ~s liegt nahe, nach den 
Belastungsunterschieden durch Rentner auf die unterschiedlichen Fa-
milienquoten 'zu schauen. Auch ist es denkbar, in 'einem gewissen Grad 
die Finanzkraftunterschiede dadurch abzubauen, daß je nach dem Ver-
hältnis von durchschnittlichem Grundlohn einer einzelnen Kasse zu 
durchschnittlichem Grundlohn aller Kassen FinaIllZausgleichszahlungen 
zu leisten sind bzw. Anspl'lüche auf solche Zahlungen gewährt werden. 

Der Auffassung, finanzausgleichspolitische Maßnahmen seien "der 
erste Schritt in die ,Einheitsversicherung"55, kann nicht beigepflichtet 
werden. Sie ist leicht dazu angetan, angesichts der geringen Chance der 
Verwirklichung alternativer Maßnahmen zur Reduktion des Beitrags-
satzgefälles unmitte~bar den Befürwortern der Einheitsversicherung 
Argumente zu liefern56. 

3. Progressive Beitragssätze 

Unabhängig von den unter 1. und 2. genannten Maßnahmen läßt sich 
jedenfalls innerhalb der Gruppe der MitgHeder der GKV ein die Ver-
teilung der Nettoarbeitseinkommen gleichmäßiger gestaltender Effekt 
erzielen, wenn man von den gegenwärtig proportionalen zu .progressiv 
ausgestalteten Beitragssätzen übergeht. Ein solcher Wechsel wird aus 
folgenden Gründen hier nicht empfohlen: 

Der Äquivalenzgedanke, schon jetzt reichlich ,strapaziert, würde prak-
tisch über Bord geworfen. ~n einer Situation wahrscheinlich ste~gender 

55 W. Schreiber: Einige Gedanken zur Krankenversicherung der Rentner, 
a.a.O., S. 220. 

56 Um kein Mißverständnis entstehen zu lassen: Schreiber sieht die Gefahr 
der jetzigen (bzw. damaligen: 1967) Situation sehr klar: "Wer die gegliederte 
GKV erhalten will (wie der Verfasser), muß sich etwas einfallen lassen, was 
die - schwer motivierbare - Unterschiedlichkeit der Beitragssätze (bei 
gleichen Leistungen) wieder abbaut. Die ,Beweislast' liegt bei den Für-
sprechern der ,gegliederten' GKV!" W. Schreiber, a.a.O. 
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Steuenbelastungen und wachsender SteuerwLderstände scheint dies nicht 
zweckmäßig zu sein. 

lEin Übergang zu progressiv gestaffelten Beitragssätzen würde ferner 
zwangsläufig das Prdblem der Ungleichbehandlung von Versich'erungs-
pflichtigen einerseits, freiwillig bzw. nicht in der GKV Versicherten an-
dererseits verschärfen (vgl. oben III. 6.). Der Tendenz der Versicherungs-
berechtigten, zur PKV abzuwandern, würde durch ,eine Erhöhung der 
Beitragsdifferenzierung zwischen Pflicht- und freiwillig Versicherten 
und/oder durch eine Ausweitung der Versicherungspflicht zu begegnen 
versucht werden. 

4. Die Finanzierung aus allgemeinen Haushaltsmitteln 

Wenn man einmal das völlige Aufgehen der GKV in die Haushalte 
der Gebietskörperschaften als Möglichkeit ausschaltet, können allge-
meine Haushaltsmittel zu allgemeinen, nicht zweckgebundenen Zu-
schüssen an die GKV verwendet werden, dort niedrigere Beitragssätze 
ermöglichen und damit das Problem der Beitragssatzunterschiede, je-
denfalls absolut gesehen,abschwächen. Im Interesse eindeutiger iFinan-
zierungszuständigkeiten wird dies hier abgelehnt. 

Dagegen können gezielte Zuschüsse - an die GKV oder an die Mit-
glieder - durchaus sinnvoll sein, wenn sie Aufgaben betreffen, für 
deren Erfüllung die ,einzelne Kasse allein nicht gut gerüstet ist und die 
eig,entlich in den Aufgabenbereich zentraler Haushalte gehören. Das 
trifft angesichts der unterschiedlichen ,Familienquoten, der unterschi'ed-
lichen durchschnittlichen Grundlöhne, der nicht in der GKV erfaßten 
Personen sowie des Umstandes, daß nicht 'auf das Gesamt-, sondern 
lediglich auf das AI'Ibeitseinkommen {und das 'zum Teil nur, soweit es 
unselbständiger Arbeit zuzurechnen ist) abgestellt wird, für den Fa-
milienlastenausgleich zu. Zuweisungen für mitversicherte Familienan-
gehörige, evtl. nach dem durchschnittlichen altersbedingten Risiko ge-
staffelt, würden auch das Ausmaß des praktizierten Familienlastenaus-
gleichs im Vergleich zu heute transparenter machen. 

Inwieweit die ,Ersetzung von Sozialversicherungsbeiträgen durch all-
gemeine Haushaltsmittel einen positiven oder negativ,en Verteilungs-
effekt hat, kann, wie bereits oben in 1. 4. angedeutet, nicht allgemein 
gesagt w,erden, da dies im Einzelfall von der nicht bestimmbaren alter-
nativen Budgetsituation abhängt. Für die Bundesrepublik Deutschland 
kam Kruppanhand eines Simulationsmodells zu dem IErgeibnis, daß eine 
Reduktion des Niveaus der Sozialversicherungsbeiträge bei einer kom-
pensierenden Erhöhung des Niveaus der direkten Steuern die Einkom-
menskorrzentration reduziert. Bei einer Substitution durch indirekte 
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Steuern verstärkt sich die Einkommenskonzentration lediglich kurz-
fristig, bleibt mittelfristig jedoch unverändert57• 

5. <Die Finanzierung der KVdR aus Mitteln der Rentenversicherung 

Angesichts des gegenwärtig hohen Defizits im Rahmen der KVdR 
und angesichts des Umstandes, daß die ·einzelnen Kassen damit:in stark 
unterschiedlichem lAusmaß belastet sind, ist - verständlicherweise vor 
al1em von den Trägern der GKV - vorgeschlagen worden, den Finan-
zierungsanteil der Träger der GRV beträchtlich zu erhöhen. 

:Damit könnte gewiß ein ähnlicher Effekt erzielt werden wie durch 
den .im erwähnten Referentenentwurf vorgesehenen Finanzausgleich, 
ja er ist in einer umverteilungstechnokratischen Sicht sogar nochgün-
stiger einzustufen, wenn man berücksichtigt, daß sowohl die Pflicht- als 
auch die Beitragsbemessungsgrenze in der GRV höher als in der GKV 
ist58• Bedenken bestehen jedoch unter dem Gesichtspunkt einer sauberen 
Aufgabentrennung. Es ist nicht einzusehen, warum die zur Sicherung 
gegen das Kran~heitsrisiko gebildete Gemeinschaft gerade dann nicht 
mehr entsprechend ihren allgemeinen Gestaltungsprinzipien einstehen 
soll, wenn dieses Risiko am bedrohlichsten ist - im Hinblick auf die 
Höhe sowohl der Ausgaben für KrankheitSibekämpfung als auch des 
im Alter meist niedrigeren Einkommens. Was die GRV Ibetrifft, so ist 
es, wenn man die Rente als Lohnersatz ansieht, nicht Aufgabe der Ren-
tenversicherungsträger, speziell Lür die Kosten der Krankheitsbekämp-
fung aufzukommen-höchstens in dem Sinne, daß die Rente ein Niveau 
haben sollte, daß daraus diese Kosten (in Form der Krankenversiche-
rungsbeiträge) aufgebracht werden können - nicht mehr und nicht 
weniger wie die für Ernährung, Bekleidung und Wohnung. 

Summary 

The author tries to secure information concerning the distr1bution 
effects of public health insurance in the Federal Republic of Germany 
and to submit reform proposals on this basis. 

57 Vgl. H.-J. Krupp: Verteilungswirkungen der Steuerfinanzierung des 
sozialen Altersversicherungssystems, in: B. Külp und w. Stützel (Hrsg.): Bei-
träge zu einer Theorie der Sozialpolitik. Festschrift für Elisabeth Liefmann-
Keil zum 65. Geburtstag, Berlin 1973, S. 265 ff. 

58 Vgl. Ph. Herder-Dorneich: Sozialökonomischer Grundriß der Gesetz-
lichen Krankenversicherung, Stuttgart-Berlin-Köln-Mainz 1966, S.93, und 
Sachverständigenkommission zur Weiterentwicklung der sozialen Kranken-
versicherung: Empfehlung zur Finanzierung der Krankenversicherung der 
Rentner, in: Sozialpolitische Informationen, 29. August 1973, S.122 (Ab-
schnitt H. 3). 

6 Schriften d. Vereins f. Soclalpolltlk 75/111 
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He first analyses for the year 1971 the benefits provided to the in-
surants according to age, sex and the number of insur,ed members of 
their families. As relevant detailed statistics are not available, overall 
total benefits are apportioned, using specific indicators. The benefits 
side then is linked to the contributions side in order to obtain re-
distr1bution effects in the sense of differential incidence, using contri-
butions based on the benefit principle as a measure of comparison. 

After discussing the preferential treatment given to public health 
insurance by third parties and the currently particularly controversial 
health insurance of pensioners, the author subjects the German system 
of public health insurance to a critical analysis under aspects of distri-
hution poHcies. He winds up by making several reform proposals to 
:i.mprove the distributive efficiency. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-43378-0 | Generated on 2025-07-27 19:05:20


	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Helmut Schneider, Zürich: Tarifverhandlungen, wirtschaftliches Wachstum und staatliche Umverteilungspolitik. Die Eignung von Steuern als Instrumente fiskalischer Umverteilungspolitik, wenn die Lohneinkommen in Tarifverhandlungen und die Investitionen von den Unternehmen mit Hilfe der dynamischen Programmierung bestimmt werden
	I. Einleitung
	II. Einkommens- und Vermögensverteilung als Ergebnis eines Verhandlungsspieles
	1. Die Tarifverhandlungen
	2. Das Kontrollproblem der Unternehmer

	III. Fiskalische Umverteilungspolitik
	1. Einmalige Vermögensabgabe
	2. Laufende Vermögensteuer
	(1.) Zahlung von Sparprämien
	a) Einfluß auf den Kapitalstock
	b) Einfluß auf die Vermögensverteilung
	c) Einfluß auf die Einkommensverteilung

	(2.) Zahlung von Transfers

	3. Verschärfung der Progression der Einkommensteuer
	4. Indirekte Steuern
	5. Schlußbemerkungen

	IV. Anhang
	1. Laufende Vermögensteuer
	2. Einkommen- und Umsatzsteuern

	Summary

	Norbert Andel, Gießen: Verteilungswirkungen der Sozialversicherung am Beispiel der gesetzlichen Krankenversicherung der Bundesrepublik Deutschland
	I. Die Wahl der Vergleichssituation
	1. Die variierten Parameter
	2. Der Umfang der Einnahmen- und Ausgabenvariationen
	3. Die sachliche Reichweite der Betrachtung
	4. Umverteilungsaspekte
	5. Die zeitliche Reichweite der Betrachtung

	II. Verteilungswirkungen im Rahmen der deutschen gesetzlichen Krankenversicherung
	1. Die Struktur der GKV
	2. Umverteilungsaspekte in zeitpunktbezogener Sicht
	a) Die Altersabhängigkeit des Risikos
	1. Sachleistungen
	2. Barleistungen

	b) Die Geschlechtsabhängigkeit des Risikos
	c) Die Abhängigkeit des Risikos von den mitversicherten Familienangehörigen
	d) Die Determinanten des individuellen Beitrags
	e) Die Determinanten des Beitragssatzes einer GKV-Kasse
	f) Die Verknüpfung von Beitrags- und Leistungsseite
	g) Begünstigungen durch Dritte
	h) Die Rentnerkrankenversicherung

	3. Umverteilungsaspekte in lebenszeitbezogener Sicht

	III. Kritische Analyse der GKV unter verteilungspolitischen Gesichtspunkten
	1. Abweichungen vom Äquivalenzprinzip
	2. Die Beschränkung der Versicherungspflicht und Versicherungsberechtigung
	3. Die Berücksichtigung lediglich des Arbeitseinkommens
	4. Der proportionale bzw. regressive Beitragssatz
	5. Die Konzentration schlechter Risiken im Rahmen der Versicherungsberechtigten
	6. Die Differenzierung der Beiträge für Pflicht- und freiwillig Versicherte
	7. Die Mehrbelastung im Falle der Berufstätigkeit beider Ehepartner
	8. Die Rentnerkrankenversicherung
	9. Die Ungleichbehandlung im Rahmen der „gegliederten“ GKV

	IV. Verteilungspolitisch motivierte Reformvorschläge
	1. Die Bildung größerer Kassen
	2. Finanzausgleichsmaßnahmen
	3. Progressive Beitragssätze
	4. Die Finanzierung aus allgemeinen Haushaltsmitteln
	5. Die Finanzierung der KVdR aus Mitteln der Rentenversicherung
	Summary



